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Liebe Kolleginnen und Kollegen, 
sehr geehrte Leserinnen und Leser! 

Seit dem Inkrafttreten des Psychotherapeutengesetzes 1999 stehen wir vor einer unhaltbaren
Ausbildungssituation bei den Berufen der Psychologischen PsychotherapeutInnen und der
Kinder- und JugendlichenpsychotherapeutInnen. Trotz ständiger Proteste hat sich in all den
Jahren an der finanziellen Misere der AusbildungskandidatInnen (PiA) praktisch nichts geändert. 

Wäre man zynisch, könnte man sagen, dass die angehenden PsychotherapeutInnen das lernen,
was ihnen in der Niederlassung bevorsteht: Auch hier wurde vor 15 Jahren eine angemessene
Finanzierung der neu in das KV-System aufgenommenen PsychotherapeutInnen verfehlt. Eine
relativ geschlossene Front von KV- und Krankenkassenfunktionären hat die gesetzlichen Vor-
gaben immer wieder ausgebremst und blockiert. Ein trauriges Symbol für diese Entwicklung
finden Sie auf Seite 5. 

Es ist eine Schande für die Selbstverwaltung und eine Demütigung für die niedergelassenen
PsychotherapeutInnen, sich die Ungerechtigkeit immer wieder erst in jahrelangen Prozessen
bescheinigen lassen zu müssen. Schon fast perfide wirken dann das Gejammer und die Appelle
an unser Verständnis, dass Nachvergütungen dem fachärztlichen Bereich nun wirklich nicht
zuzumuten seien. Als gäbe es eine Besitzstandswahrung für rechtswidrige Honorarverteilung! 

Den Hardlinern unter den Ärztlichen PsychotherapeutInnen sei aber gesagt, dass es hierbei
nicht um einen Kampf zwischen ÄrztInnen und Psychologischen PsychotherapeutInnen/KJP
geht: Die Honorarungerechtigkeit trifft genauso alle psychotherapeutisch tätigen ÄrztInnen,
und die PsychiaterInnen nicht viel weniger. Wir sind mit unserer Geduld allmählich am
Ende. Es wird hierzu am 25. September 2014 einen gemeinsamen Aktionstag in Berlin geben.
Wir hoffen, dass unsere Stimmen wieder so laut wie bei den Protesten in den 1990er-Jahren
sein und Gehör finden werden. 

Im Schwerpunkt ab Seite 14, den Ariadne Sartorius und Ulrike Böker betreut haben, wird
die Situation der PiA aus verschiedenen Richtungen beleuchtet: in Interviews und Befragungen,
in einer Darstellung zur historischen Entwicklung und der aktuellen Situation, aber auch in
konkreten Berechnungen zur Finanzierung neuer Ausbildungsmodelle. Wir freuen uns hier
auch über einen Beitrag zum PiA-Politik-Treffen, das der bvvp gemeinsam mit weiteren Ak-
tiven vor drei Jahren initiiert hatte. Lesenswert in diesem Zusammenhang ist sicherlich auch
der Bericht von der Fachtagung zur Reform der Psychotherapieausbildung, die der bvvp mit -
organisiert hatte (Seite 11). 

Besonders erwähnen möchte ich noch einmal unsere Jubiläumsveranstaltung am 
26. September 2014 – siehe Seite 31. Der bvvp-Landesverband Nordbaden konnte sein 20-jäh-
riges Bestehen bereits feiern und veranstaltete aus diesem Grund eine Fachtagung zum Thema
„Menschenbild und Psychotherapie“ (Seite 12). Ein Zitat von Hans Hirsch sprach mich dabei
besonders an: „Wenngleich nach außen unmerklich, ist der demokratische innerverbandliche
Prozess vielleicht die höchste Leistung des Verbandes der Vertragspsychotherapeuten.“ 

Herzliche Grüße, 
Martin Kremser, Vorsitzender des bvvp
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Auf dieser Seite wollten wir Sie über die
Ergebnisse der Überprüfung der Honorar-
ergebnisse zur angemessenen Vergütung
psychotherapeutischer Leistungen durch
den Bewertungsausschuss informieren.
Der Stichtag 30. Juni 2014 ist verstrichen,
ohne dass diese Überprüfung im Ansatz
stattgefunden hat. 

Es ist nun Aufgabe der Rechtsaufsicht,
des Bundesministeriums für Gesundheit,
die Partner der Selbstverwaltung auf ihre
Pflichten hinzuweisen. 

Beschluss des Bewertungsausschusses vom 18.12.2013:
„Der Bewertungsausschuss wird bis 30. Juni 2014 die antragspflichtigen psychotherapeutischen Leistungen des EBM-Abschnitts 35.2 dahingehend über-
prüfen, ob die seit dem 1. Januar 2009 gültige Bewertung dieser Leistungen die angemessene Höhe der Vergütung psychotherapeutischer Leistungen sicher-
stellt. Bei dieser Überprüfung ist die einschlägige Rechtsprechung des BSG zu berücksichtigen. Sofern im Ergebnis der Überprüfung eine Anpassung
der Bewertungen notwendig ist, wird der Bewertungsausschuss einen entsprechenden Beschluss fassen.“ 
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Meinungsfreiheit 
gesichert

Psychotherapeutenverbände in Baden-
Württemberg stellen erleichtert fest: Der
Versuch von AOK Baden-Württemberg,
MEDI Baden-Württemberg e.V. und
MEDIVERBUND Aktiengesellschaft, kri -
tische Meinungen zum Selektivvertrag für
die psychiatrische, neurologische und psy-
chotherapeutische Versorgung (PNP) zu
unterbinden, wurde vom Oberlandes-
gericht am 30. April 2014 mit großer
Klarheit zurückgewiesen. Der von bvvp,
DGPT und VAKJP getragene Unab -
hängige Fachausschuss Psychotherapie
(UFA) sollte mit einer Unterlassungsklage
dazu gezwungen werden, bestimmte Äu-
ßerungen zu dem den Kollektivvertrag er -
setzenden PNP-Vertrag nicht mehr zu tä-
tigen. Die drei beteiligten Verbände sehen
in dem Urteil, für das erhebliche Mittel
der Mitgliedsbeiträge als Anwaltskosten
eingesetzt werden mussten, einen Sieg für
die Meinungsfreiheit. Er schafft auch für
spätere Kritiker an der Marktmacht des
MEDIVERBUNDES einen Raum, in dem
politische Meinungsäußerungen nicht mit
dem Hinweis auf Geschäftsinteressen
unterdrückt werden können. Siehe dazu
auch den Artikel von Norbert Bowe auf
Seite 8. 

20 Jahre bvvp

Im Rahmen seiner Delegiertenversamm-
lung in Berlin feiert der bvvp sein 20-jäh-
riges Bestehen mit einer öffentlichen
 Veranstaltung am 26. September 2014 ab
18 Uhr im Aquino-Hotel in Berlin-Mitte.
Siehe auch die Einladung in diesem Heft
auf Seite 33. 

Demonstration 
bei der KBV-VV 

Auf Initiative der Deutschen Psycho-
therapeutenVereinigung e.V. (DPtV) or -
ganisierten die Psychotherapeutenver-
bände in Nordrhein-Westfalen, unter
ihnen der bvvp-NO, einen „stummen Pro-
test“, mit dem sie die Delegierten der Ver-
treterversammlung der KBV bei deren
Treffen in Düsseldorf am 26. Mai 2014 in
gelben T-Shirts empfingen. Ziel des Pro-
tests war es, die KBV zur Unterstützung
dafür aufzurufen, endlich eine ange -
messene Vergütung für die psycho-
therapeutischen Leistungen in der Selbst-
verwaltung durchzusetzen. Mit dem
Plakat „Wir haben nicht für alles Ver-
ständnis!“ wurde deutlich gemacht, dass
der Bewertungsausschusses, der aus
Krankenkassen und KBV besteht, end-
lich überprüfen muss, ob nicht die Psy-
chotherapeuten-Honorare seit 2009 weit
hinter dem Anstieg ärztlicher Honorare
zurückgeblieben sind. Der bvvp ver-
öffentlichte in diesem Zusammenhang
eine Presseerklärung, in der die Absicht
des KBV-Vorsitzenden Gassen begrüßt
wurde, einen wirksamen Ausgleich zu -
gunsten der zuwendungsorientierten Arzt-
gruppen im neuen Einheitlichen Be-
wertungsmaßstab (EBM) zu verwirk-
lichen. 

Deutscher Ärztetag

In der Zeit vom 27. bis 31. Mai 2014 tagte
das Parlament der Ärzte in Düsseldorf.
Die Ärzteschaft nahm Stellung zum Vor-
haben der Regierungskoalition, per Gesetz
eine maximal vierwöchige Wartezeit auf
einen Facharzttermin vorzuschreiben:
Dieses Problem sollte durch die Selbst-
verwaltung der Ärzte geregelt werden. Das
Vorhaben, in Zukunft die bisher rein
stationäre Weiterbildung der Fachärzte
teilweise in die ambulante Praxis zu ver-
legen, besitzt Relevanz im Zusammen-
hang mit der Reform der Psycho-
therapeutenausbildung, wenn die Fi-
nanzierung der Psychotherapeutenaus-
bildung für die PP und KJP neu geregelt
wird. Alle Beschlüsse des DÄT können
Sie nachlesen unter:
www.bundesaerztekammer.de

Zehn Jahre 
Ethikverein

Am 8. November 2014 feiert der Ethik-
verein e.V. sein zehnjähriges Bestehen.
Der Verein wurde gegründet, um Pa -
tienten mit schwierigen psychothera -
peutischen Erfahrungen, insbesondere
Grenzverletzungen durch Psychothera -
peuten und Psychotherapeutinnen, mit
unabhängigem Rat beizustehen. Der Ver-
ein begeht sein Jubiläum mit einem Sym-
posium unter dem Titel „Was können wir
aus Fehlern und Grenzverletzungen in
Psychotherapien lernen?“. Siehe dazu auch
die Termine auf Seite 35.

K U R Z M E L D U N G E N  
AU S  D E R  B E RU F S P O L I T I K
Zusammengestellt von Jürgen Doebert
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Bundesweiter Aktionstag 
am 25. September 2014 in Berlin

Aufgrund der Hinhaltetaktik und der Ver-
suche, jegliche Nachzahlung der uns zu-
stehenden Honorare zu verhindern und
der damit nach wie vor ungelösten Hono -
rarsituation wird am 25. September 2014
ein Aktionstag in Berlin stattfinden.

Ziel ist es, das BMG als Aufsichtsbehörde
und die Politik auf unsere Honorarsituation
und die anhaltende Benachteiligung der
Psychothera peu tinnen und Psychothera -
peuten durch die KBV und die Kranken -
kassen aufmerksam zu machen und unsere
For derungen nach einer besseren gesetz -
lichen Regelung öffentlichkeitswirksam
vorzutragen. Geplant ist unter anderem ein
Demonstrationszug, eingebettet in weitere
Aktivitäten und intensive Öffentlichkeits-
arbeit als gemeinsame Aktion vieler Ver-
bände.

Es wurde eine Homepage eingerichtet
(www.aktionstag-psychotherapie.de), auf
der Sie das Anmeldeformular und wei-
tere Informationen finden. Wenden Sie
sich bei Fragen auch gerne an den bvvp.

Fachtagung „Psychische 
Erkrankungen – Versorgung 
im Umbruch“ 

Der Bundesverband Managed Care (BMC)
führte am 23. Juni 2014 bereits seine dritte
Fachtagung zum Thema psychothera -
peutische Versorgung durch. Sowohl die
Entwicklungen im stationären Sektor
wurden behandelt als auch insbesondere
das Modell des GKV-Spitzenverbandes zur
Akutversorgung. bvvp-Vorstandsmitglied
Yvo Kühn setzte auf dem Podium einen
Kontrapunkt zu ausufernden technischen
Lösungen: Man dürfe bei alledem nicht
vergessen, dass Psychotherapie essenziell
auf die therapeutische Beziehung ange -
wiesen sei.

Untersuchung des WiDO zur
Zufriedenheit von Patienten 

Das Forschungsinstitut des AOK-Bundes-
verbandes WiDO hat eine Untersuchung
unter Mitgliedern der AOK veröffentlicht,
aus der die hohe Zufriedenheit der
Patienten mit ihren psychothera peu -
tischen Behandlungen hervorgeht. Die
Untersuchung ist nachzulesen auf der
Homepage des Instituts (www.wido.de).
Der bvvp stellte in einer Presseerklärung
einen Zusammenhang zwischen dieser
Untersuchung und der in der letzten
 Ausgabe von Projekt Psychotherapie 02/2014
veröffentlichten Untersuchung der KBV
zur psychotherapeutischen Versorgung in
der GKV her. Er sah in beiden Untersu -
chungen eine Bestätigung für die Qualität
der psychotherapeutischen Versorgung
und die Bereitschaft der Psychothe ra -
peuten, durch die Bereitstellung von
kurzen Psychotherapien auf den Mangel
an Behandlungsplätzen zu reagieren.
Kritisch wurde vermerkt, dass darauf ge-
achtet werden müsse, weiterhin genügend
Behandlungsplätze für Patienten zur Ver-
fügung zu stellen, die einer längeren Be-
handlung bedürfen. 

Nachruf

Hans Harder starb am 18. Juli 2014. Er
war ab 1997 als  2. stellvertretender Vor-
sitzender des Bundesvorstandes des bvvp
für die Kinder- und Jugendlichenpsycho-
therapie zuständig und vertrat deren
Interessen engagiert innerhalb und außer-
halb des Vorstandes. Gerade Letzteres war
damals im Vorfeld der Auseinanderset-
zungen um das Psychotherapeutengesetz
sehr wertvoll. Besonders die Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapie hatte in
dieser Zeit einen schweren Stand. Hans
Harder war als unser Teilnehmer an
zahlreichen Sitzungen um die Aus-
gestaltung des Gesetzes aktiv.

Wir haben Hans Harder als ehemaliges
Mitglied des Bundesvorstandes in sehr
guter Erinnerung und sind von seinem
Tod tief betroffen. Unsere Anteilnahme
gilt auch seiner Familie.

Deutscher Psychotherapeutentag
am 17. Mai 2014

Am Vortag des Psychotherapeutentags
wurde Professorin Ursula Lehr mit dem
Diotima-Preis ausgezeichnet; damit wurde
Frau Lehrs lebenslanges berufliches En-
gagement für ein realistisches und dif -
ferenziertes Altersbild gewürdigt. Im Vor-
feld des DPT selbst war eine Regelung in
der Musterberufsordnung diskutiert wor -
den. Zur Debatte stand, ob eine im Ver-
gleich zur gesetzlichen Regelung gering-
fügig liberalere Regelung beschlossen
werden sollte. Dies geschah auch mit den
Stimmen der bvvp-Delegierten: Die Psy-
chotherapeuten sollen in Ausnahmefällen
die Möglichkeit haben, unter Berufung auf
ihre Persönlichkeitsrechte Schwärzungen
zu ihrem Schutz vorzunehmen, ohne dass
dies einen Berufsordnungsverstoß darstellt.
bvvp-Vorstandsmitglied Jürgen Doebert
trug die Ergebnisse der KBV-Versorgungs -
studie (Projekt Psychotherapie 02/2014) in
einem kurzen Folienvortrag vor. 

Anrechnung der PIA auf 
die Bedarfsplanung der 
Psychotherapeuten 

Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA)
hat beschlossen, dass in Zukunft Psy-
chiatrische Institutsambulanzen (PIA)
pauschal mit dem Faktor 0,5 auf die Be-
darfsplanung angerechnet werden. Dies
führte zu lauten Protesten innerhalb des
Berufsstandes. Auch der bvvp formulierte
ein Schreiben an das Ministerium, in dem
er um Beanstandung dieses Beschlusses
ersuchte. Die Anrechnung der PIA wird
dazu führen, dass ein Teil der neuen
Kassensitze insbesondere in den ost-
deutschen Bundesländern nicht besetzt
werden kann und die eigentlich an-
gestrebte Verbesserung der Versorgung
somit konterkariert wird. 
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___ Zwei Jahre: So lange wurden einer der
Vorsitzenden des Unabhängigen Fach-
ausschusses Baden-Württemberg (UFA)
und die ihn unterstützenden Verbände(1

durch die Instanzen von Landgericht und
Oberlandesgericht geschickt, auf Betreiben
der AOK Baden-Württemberg, des MEDI
Baden-Württemberg e. V. und der MEDI-
VERBUND AG. 

Der erzwungene Hürdenlauf endete mit
absehbarem Ergebnis. Zweimal bekamen
die Damen und Herren von AOK und
MEDI per Urteil bescheinigt, was sie eigent -
lich von vornherein hätten wissen sol len:
dass ihr Unterlassungsbegehren unter An-
drohung drakonischer Geld- und sogar Haft-
strafen keinen Bestand hat. Insbesondere
die Richter des Oberlandesgerichts Karls-
ruhe machten von Anfang an sonnenklar,
dass die angegriffenen Formulierungen
durch das Recht auf Meinungsfreiheit voll-
ständig geschützt waren. Konsequenter-
weise wurde eine Revision nicht zugelassen. 

Dieser Rechtsstreit endet somit mit einem
uneingeschränkten Erfolg für uns und für
die Meinungsfreiheit. Und dennoch: Trotz
der Erleichterung herrscht keine ungeteilte
Freude – aus mehreren Gründen. 

Zum einen sahen wir uns mit einer bisher
so nicht gekannten Aggressivität des Vorge -
hens seitens AOK und MEDI konfrontiert.
Wäre es den Klägern nur darum gegangen,
zu verhindern, dass wir Unwahrheiten ver-
breiten, die dem PNP-Vertrag (Selektivver -
trag Psychiatrie, Neurologie, Psychothera -
pie) Schaden zufügen könnten, wäre der
schnellste Weg gewesen, den UFA oder
einen der Vorsitzenden gesprächsweise auf-
zufordern, die als unwahr erachteten Äuße -
rungen nicht zu verbreiten. Wie brachte es
noch das Landgericht Heidelberg in seinem
Urteil vom 28. Februar 2013 so schön auf
den Punkt? „Etwa unzutreffenden Rechts-
ansichten ist nicht durch Untersagung,
sondern durch Äußerung der Gegenansicht
und rechtliche Diskussion zu begegnen.“ 

Statt „rechtlicher Diskussion“ wurde
jedoch umstandslos verlangt, eine Unter -
lassungserklärung unter Androhung von
hohen Strafen zu unterschreiben und die
Verfahrenskosten zu übernehmen. Kaum
vorstellbar, dass die Gegenseite den mas -
siven Einschüchterungseffekt nicht mit im
Auge hatte. Derartige Vorgehensweisen sind

bei aggressiv am Markt agierenden Firmen
bekannt, um unliebsame Konkurrenz mit
wirtschaftlich belastenden Verfahren zu
attackieren. 

Ein weiterer Grund für die gebremste
Freude: Die Klage hat die Betroffenen
enormen psychischen Belastungen aus-
gesetzt. Und bei den unterstützenden Ver-
bänden hat sie Kräfte gebunden, die für die
Psychotherapie konstruktiver hätten einge-
setzt werden können. Für AOK und MEDI
stellte das Verfahren einen unbedeutenden
Kostenpunkt dar. Für uns hingegen gab es
keine andere Wahl, als uns vor Gericht nach
Kräften zur Wehr zu setzen, wenn wir nicht
von vornherein eine dauerhafte Beschnei -
dung unseres Rechts auf Meinungsäuße -
rung hätten hinnehmen wollen. 

Des Weiteren schmerzt der hohe fi-
nanzielle Ausgabenposten für unsere Ver-
bände. Der von den Klägern aufgrund der
verlorenen Klage zu zahlende Streitwert
kann da nur ein Trostpflaster sein. 

Dennoch: Dieses Verfahren hat einen
hohen Stellenwert. Es verdeutlicht die Ver-
hältnisse, mit denen im Falle eines Fort-
schreitens von Privatisierungen im Ge-
sundheitswesen allgemein zu rechnen ist.
Die klagenden Parteien dürften sich ver-
schätzt haben hinsichtlich der Entschlos -
senheit der Psychotherapeuten und der

Verträge mit 
Abschreckungspotenzial   
Ein Klagemarathon in Baden-Württemberg endete mit
einem Erfolg für die Kritiker der Selektivverträge von
AOK, MEDI und BKK-Bosch – und ist doch kein Grund 
zu uneingeschränkter Freude: Das Verfahren verdeutlicht,
mit welcher Klimaverhärtung zu rechnen ist, wenn die
Privatisierung im Gesundheitswesen fortschreitet 
Von Norbert Bowe, kooptiertes Vorstandsmitglied des bvvp 

1) Es handelt sich um die DGPT (Deutsche Gesell-
schaft für Psychoanalyse, Psychotherapie, Psy-
chosomatik und Tiefenpsychologie), die VAKJP
(Vereinigung Analytischer Kinder- und Jugend-
lichen-Psychotherapeuten in Deutschland) sowie
den bvvp Baden-Württemberg. Wenn in diesem Ar-
tikel von „uns“ und „wir“ die Rede ist, sind der Be-
klagte, Herr Metzner, und diese Verbände gemeint. 
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Solidarität der Verbände. Dies ermöglichte
es, die enormen persönlichen wie finan -
ziellen Belastungen durchzustehen und sich
nicht einem unberechtigten Begehren zu
unterwerfen. 

Dieses Verfahren hat gesamtgesell-
schaftliche Bedeutung: Nehmen doch die
Protagonisten des PNP-Vertrags für ihr
Selektivvertragsangebot in Anspruch, eine
bessere Alternative zur bestehenden ge-
samten Versorgung bieten zu können. Da ist
es von vorrangigem gesundheitspolitischen
Interesse, dass sich kein Geschäftsmodell
durchsetzen kann, bevor es nicht gründlich
auf Wir kungen und Nebenwirkungen ge-
prüft worden ist. Und genau dafür braucht
es eine unbehinderte öffentliche Diskussion
und ungehinderte, möglichst objektive
Untersuchungen zu den Auswirkungen auf
die Patientenversorgung. 

Nun zeigen die Umstände dieses Ver-
fahrens aber, dass die Verbreitung solcher
den Kollektivvertrag ersetzenden Mammut-
Selektivverträge genau diese offene Aus-
einandersetzung gefährdet. Schneller als
gedacht führte die Überleitung ganzer Ver-
sorgungsbereiche in das Kräftespiel von
ehrgeizigen Krankenkassenfunktionären
und wirtschaftlichen Firmeninteressen zu
einer Bedrohung der essenziell wichtigen
Diskussionskultur über das Für und Wider
– sowie zu einer massiven Klimaänderung:
zunächst für die Behandelnden, die diese
Entwicklung statt zu begrüßen zu kritisie -
ren wagen, im Weiteren aber für alle. Das
Abschreckungspotenzial hindert grund-
sätzlich daran, sich bei problematischen
Erfahr ungen mit diesem Versorgungs-
modell öffentlich auseinanderzusetzen. 

Auf der einen Seite gehört es fast schon
zum guten Ton, auf KVen und KBV zu
schimpfen und dabei auch so manche Un-

terstellung einzustreuen, ohne deshalb mit
nachteiligen Folgen oder gar Verfahrens -
androhungen rechnen zu müssen. Auf der
anderen Seite stößt genau diese Freiheit bei
einem von Firmeninteressen abhängigen
Versorgungsmodell rasch an harte Grenzen:
Da können schon in sachlichem Ton und
mit guten Argumenten vorgetragene Mei -
nungen zu einschneidender Verfolgung mit
eingelegten Rechtsmitteln führen. 

Wo viel Geld durch private Kanäle fließt,
geht es auch um große privatwirtschaftliche
Interessen, die entsprechend aktiv geschützt
werden müssen. Dabei gelten dieselben
marktwirtschaftlichen Prinzipien wie bei
Herstellung und Vertrieb von Waren: Das
Produkt muss vermarktet, deshalb nach
außen uneingeschränkt positiv dargestellt
werden. Schwächen werden verschwiegen
oder kleingeredet. Da die Protagonisten
(AOK BW und MEDIVERBUND AG) sich
mit dem Produkt sehr exponiert haben,
hängen ihr Ansehen und der wirt-
schaftliche Erfolg von der möglichst
reibungslosen Vermarktung ab. Allein diese
Mechanismen machen so ein komplexes
Vorhaben wie die Übernahme und Modi -
fikation einer ganzen Versorgungsstruktur
zu einem Unterfangen, das nicht sub-
stanziell von innen her korrigiert werden
kann, sondern propagiert werden muss. 

Daraus erklärt sich wohl die Aggressivität
der Vorgehensweise im vorliegenden Fall.
Dass man zur Werbung verpflichtet ist, wie
die Paragrafen 13 bis 15 des PNP-Vertrags
explizit formulieren, bedeutet auch für die
dem Vertrag beigetretenen P-Verbände eine
Beteiligung, der man kaum entrinnen kann:
Grundsätzliche Kritik kann man nicht
öffentlich äußern, ohne mit hohen Ver-
tragsstrafen rechnen zu müssen. Von ei-
genen Mitgliedern geäußerte Aspekte, die

Inhalte und Ziele des Vertrags infrage
stellen, dürfen deren Verbandsfunktionäre
nicht verwerten. 

Man verpflichtet sich zur Werbung für
die Vertragsteilnahme in den eigenen Ver-
öffentlichungsorganen und Rundschreiben
(§ 13), zur uneingeschränkten Unterstüt-
zung der vertraglichen Inhalte und Ziele
nach außen und innen, insbesondere durch
eine positive Darstellung in der Öffentlich-
keit, und zur aktiven Unterstützung der in
dem Vertrag geregelten Geschäftsprozesse
(§ 14). Mit der Verpflichtung zur gegen-
seitigen Abstimmung von Maßnahmen zu
Öffentlichkeitsarbeit und Marketing (§ 15)
gehen die Verbände einen Pakt ein, der –
ganz anders als im Kollektivsystem – kri ti -
sche Äußerungen zur Gefahr werden lässt. 

So dürfte auch das vorliegende Verfahren
bereits disziplinierend und lähmend auf die
beigetretenen Verbände gewirkt haben. Nur
unabhängige Verbände können mit der Aus-
einandersetzung über das Für und Wider
des Vertrags diesen Raum demokratischer
Diskussionskultur erhalten. Und das war
das erklärte Ziel des nunmehr gewonnenen
Verfahrens. 

Neben diesen grundsätzlichen Gefahren,
die von einem Selektivvertrag ausgehen,
seien hier noch einmal einige gravierende
Einschränkungen und Nachteile des PNP-
Vertrags genannt, die es nach unserer Über-
zeugung nicht angeraten sein lassen,
Patienten dafür zu werben. 

1. Ein Versprechen war: „Der schnelle
Therapiebeginn und die strukturierte, in-
tensive Behandlung werden in vielen Fällen
dazu führen, dass sich nach relativ kurzer
Behandlung der gleiche Erfolg einstellt wie
nach einer langen Therapie, auf die der
Patient bisher etliche Monate warten muss-
te. Auf diese Weise können die Fachärzte

Wo viel Geld durch private Kanäle fließt, 
geht es auch um große privatwirtschaftliche
Interessen, die entsprechend aktiv geschützt

werden müssen 
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und Psychotherapeuten Freiräume für
andere Patienten schaffen.“ 

Das kaum einlösbare Versprechen von
„schnell, kurz und effektiv“ ist durch die
Realität längst überholt: Kurz – so die Er -
gebnisse der KBV-Studie – und effektiv – so
das jüngste Patientenbefragungsergebnis
des Wissenschaftlichen Instituts der Kran -
ken kassen – wird in der Regelversorgung
behandelt, weiter zu kürzen ist nicht ver-
tretbar. Was dann bleibt, ist vor allem der
finanzielle Anreiz, vorrangig AOK-Patien -
ten zu behandeln. Derartige Selektions -
prozesse nach Kassenzugehörigkeit werden
von uns – wie übrigens ursprünglich auch
von den dem PNP-Vertrag beigetretenen
Psychotherapieverbänden – abgelehnt. 

2. Ein Versprechen war, eine flächen-
deckende Versorgung durch ein Quorum
anzubieten – konkret gesagt: durch eine
Mindestzahl an Psychotherapeuten, Psy-
chiatern und Neurologen in allen Regionen
der KV Baden-Württemberg. Tatsächlich
ging der Psychiatrie-Teil an den Start, ob-
wohl auch im Juli 2013 das Quorum bei den
Psychiatern noch nicht erreicht war. Selbst
bei erfülltem Quorum bedeutet die Ver-
pflichtung des Patienten, nur Behandler der
angeschlossenen Selektivverträge aufzusu-
chen, eine deutliche Einschränkung der
freien Arztwahl. Nicht erfüllte Quoren fallen
dann noch einmal hinter die selbst gesetzten
– und gegenüber der Auswahl im Kollektiv-
system schlechteren – Standards zurück. 

3. Zur Erfüllung der Flächendeckung mit
PNP-Vertragsärzten wird zum Teil zu dem
Mittel gegriffen, am Sicherstellungsausschuss
und am Zulassungsausschuss vorbei orts-
ferne Zweigpraxen zu eröffnen. Auf diese
Weise werden die Regelungen der Nieder-
lassung und Bedarfsplanung umgangen. 

4. Schon für Patienten eines PNP-Thera -
peuten ist es im Rahmen eines Routine-
Arzttermins kaum zu bewältigen, die rele -
van ten Informationen zu den gesamten Ver-
tragsbedingungen aufzunehmen und in

allen Konsequenzen zu erfassen, um eine
fundierte Entscheidung treffen zu können.
So muss erst recht die Ad-hoc-Einschrei -
bungsmöglichkeit bei Patienten, die den
Arzt/The ra peuten in Not aufsuchen, als
kontra indiziert angesehen werden: Den
Patienten zu werben, statt sich ihm ganz
und ungeteilt zuzuwenden – das ist kein
Umgang mit Men schen, die häufig in großer
seelischer Be dräng nis eine Psychotherapie -
praxis aufsuchen. 

Hier sei nur ergänzt, dass mit der
neuerlichen Erweiterung der AOK-MEDI-
Verträge um das zahlenmäßig relevante
Modul Orthopädie das Vertragsgebilde noch
unüberschaubarer geworden ist. Wie da
eine den Patientenrechten entsprechende
vollständige Aufklärung und partizipative
Entscheidungsfindung vor der Teilnahme
erfolgen soll, ohne dass beispielsweise der
Betrieb einer üblichen Orthopädiepraxis
mit drei bis fünf parallel besetzten Unter-
suchungsboxen völlig aus den Fugen gerät,
bleibt unserer Vorstellungskraft verschlos -
sen. Bei dem nun zu erwartenden Anstieg
der Zahl teilnehmender Patienten erscheint
eine unabhängige Patienten befragung über
Art und Vollständigkeit der erfolgten Auf-
klärung daher unerlässlich. 

5. Spätestens seit der KBV-Studie zur
 Versorgungssituation (siehe Projekt Psy -
chotherapie 02/2014) wissen wir, dass es
angesichts der regelhaft kurzen Behand-
lungsdauern in der Regelversorgung keinen
Sinn ergibt, Langzeittherapien (VT und TP)
ohne Ansehen des Einzelfalls – wie mit
dem PNP-Vertrag erfolgt – nach 50 be zie -
hungsweise maximal 60 Sitzungen generell
auf Sitzungsfrequenzen von weniger als
 einmal pro Woche herunterzuregeln: für
Patienten, die dann noch einer höher-
frequenten Therapie bedürfen, eine fachlich
nicht indizierte Einschränkung. 

6. Besonders unangebracht sind die Ein-
schränkungen des PNP-Vertrags hinsicht-
lich der Analytischen Psychotherapie: Statt

des freien Zugangs zum analytisch ar-
beitenden Psychotherapeuten wird nur eine
„Psychoanalyse“ bei Vorliegen einer Persön -
lichkeitsstörung ermöglicht. Dadurch fallen
schätzungsweise 95 Prozent der Indi ka -
tionsmöglichkeiten weg. Vergegenwär tigt
man sich, dass Patienten, die zum Beispiel
bei ihrem Orthopäden wegen körperlicher
Leiden dem Orthopädievertrag beitreten(2,
dadurch allen anderen angeschlossenen
Facharztverträgen automatisch beigetreten
sind und damit auch hinsichtlich der Psy-
chotherapieauswahl festgelegt sind (in den
meisten Fällen keine Option auf ein ana-
lytisches Verfahren), kann kaum von einem
bewussten Verzicht auf diese Behandlungs -
option ausgegangen werden.

Viele gute Gründe sprechen also gegen
die Verbreitung von den Kollektivvertrag
er set zenden Selektivverträgen. Die Abhän -
gigkeit von Firmen verspricht weniger statt
mehr Freiheit für Vertragsbehandler und
für Patienten, die Abhängigkeit von einzel -
nen Krankenkassen kann das zunächst
lukra tive Geschäftsmodell rasch zu einem
finanziellen Misserfolg werden lassen. Und
die Zerteilung der Versorgung in einzelne
Selektivverträge einzelner Krankenkassen-
gruppen führt absehbar zu wachsender
Bürokratie in den Praxen, hohem Aufwand
für die Praxishilfen und Abrechnungschaos. 

Angesichts der Qualität der Regelver-
sorgung bedürften grundlegende System-
änderungen einer sorgfältigen Rechtfer-
tigung: Nur eine unbehinderte Prüfung und
unabhängige wissenschaftliche Untersu -
chungen mit repräsentativen Patienten -
befragungen – auch über die Form der
Patienteninformation und deren Rezeption
– können Aufschluss geben. Nach den Er-
fahrungen mit diesem Klageverfahren ist
nach unserem Ermessen aber jetzt schon
von diesem Weg abzuraten. ___

10
Pro jekt
Psychotherapie

Mit der Verpflichtung zur Abstimmung
von PR-Maßnahmen lassen sich 
die beteiligten Verbände auf einen 
verhängnisvollen Pakt ein 

2) Bedingung für den Eintritt in einen Facharztvertrag
ist die Teilnahme am Hausarztvertrag. 
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___ An der Organisation der mit knapp 
200 Teilnehmern gut besuchten Fach -
tagung in Berlin hatte sich neben
zahlreichen Fach- und Berufsverbänden
(AGHPT, AVM, bkj, DFT, DGPT, DGSF,
DGVT, DPG, GwG, SG, VVP) auch der
bvvp beteiligt. Ausgangspunkt war das ge-
meinsame Anliegen, den hohen qualita -
tiven Standard der jetzigen Ausbildung
zum Psychologischen und Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeuten bei einer
Reform der Ausbildung zu sichern und zu
verbessern. 

Norbert Bowe, Vorstandsreferent des
bvvp, sprach die einführenden Worte: Er
betonte die große Bedeutung der Reform
für die Zukunft der Psychotherapie – und
war nicht der einzige anwesende Ärztliche
Psychotherapeut, der vor einer Anglei -
chung an die ärztliche Weiterbildung und
dem damit verbundenen Qualitätsverlust
warnte. Ariadne Sartorius, Mitglied im
Bundesvorstand des bvvp, trug als letzte
von insgesamt elf Referentinnen und
Referenten Berechnungen zum zukünf -
tigen Bedarf an Absolventen, zu den Kosten
der verschiedenen Modelle sowie zu den
möglichen Auswirkungen auf die psycho-
therapeutische Versorgung vor. (Eine Zu-
sammenfassung dieses Vortrags finden Sie
auf Seite 25.) 

Die meisten Referenten und Teilnehmer
waren sich darin einig, dass eine Reform
zwar aktuelle Probleme lösen muss, aber
keinesfalls bewährte Strukturen gefährden

dürfe, etwa die Praktische Ausbildung an
den Instituten mit ihrem Verfahrensbezug.
Anstelle komplexer Reformmodelle, die in
ihren Auswirkungen nicht wirklich über-
schaubar sind, sollten die Empfehlungen
des Forschungsgutachtens berücksichtigt
und zunächst konkrete Lösungen für die
aktuell brennenden Problembereiche be -
nannt werden, aus denen sich klare Emp-
fehlungen an die Politik ergeben. Nach den
Berechnungen und Erkenntnissen der
Tagung ergaben sich kaum Chancen für
die basale Direktausbildung, also die An-
gleichung an das Medizinermodell mit Psy-
chotherapiestudium mit Approbation und
anschließender Weiterbildung. 

Auf der anderen Seite wurde es als völ-
lig inakzeptabel erachtet, die PiA noch län -
ger auf eine Lösung der bestehenden Pro-
bleme, wie die Regelung der Inhalte oder
die Vergütung der Praktischen Tätigkeit,
warten zu lassen. Die Profession ist hier in
der Pflicht gegenüber der zukünftigen
Gene ration an Psychothera peutinnen und
Psychotherapeuten, sich für sie und mit
ihnen entsprechend einzusetzen. 

Neben der Lösung der Finanzierungs-
probleme für das „Psychiatriejahr“ und der
Klärung der Zugangswege zur Ausbildung
wurde die Finanzierung der Behandlungs -
stunden von GKV-Patienten für die so-
genannten „neuen Verfahren“ in der Prak -
tischen Ausbildung gefordert. Außer dem
wurde der Erhalt der breiten Zugangswege
verschiedener Grundwissen schaften zur

psychotherapeutischen Ausbildung (Psy-
chologen, Pädagogen, Sozial pädagogen) als
wichtige Bereicherung für den Beruf er-
achtet, die nicht verloren gehen dürfe. 

Die Inhalte des jetzigen Studiums
könnten nach Meinung einiger Referenten
besser abgestimmt und mit der anschlie -
ßenden Ausbildung verzahnt werden, und
die Ausbildungs-Curricula könnten ange -
passt werden an den sich ändernden Ver-
sorgungsbedarf. 

Ob all diese Forderungen tatsächlich in-
nerhalb einer „kleinen Reform“ der post-
gradualen Ausbildung umzusetzen sind
oder ob eine Direktausbildung mit an-
schließendem zweiten Ausbildungsteil zur
Erlangung der Approbation und Fach-
kunde der rechtssichere Weg ist, blieb in
der anschließenden Diskussion offen. Es
gibt also weiteren Gesprächsbedarf zur
Klärung untereinander und mit den Ver-
antwortlichen in der Politik. 

Im Hinblick auf den Meinungsbildungs-
prozess innerhalb der Profession wurde
eine größtmögliche Transparenz bei der
nun anstehenden Ausformulierung von
Mindestanforderungen an eine Reform des
PsychThG gefordert. Auf dem nächsten
DPT sollen diese diskutiert und gegebe -
nenfalls auch beschlossen werden. Insbe -
son dere wurde gefordert, dass die Psy cho -
thera peutinnen und Psychotherapeuten in
Ausbildung als eigentlich Betroffene am
gesamten Diskussionsprozess beteiligt
werden. ___

Weichenstellung für die 
Zukunft der Psychotherapie  
Konkrete Lösungen statt komplexer Reformmodelle: 
Am 25. Juni 2014 wurde unter dem Titel „Wege – 
Risiken – Nebenwirkungen“ über mögliche 
Ausgestaltungen einer Ausbildungsreform diskutiert  
Von Ulrike Böker, kooptiertes Vorstandsmitglied des bvvp 
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Verbandsentwicklung 
im Werden  
Der Verband der Vertragspsychotherapeuten Nordbaden
feierte sein 20-jähriges Jubiläum mit einem Symposium zum
Thema „Menschenbild und Psychotherapie“ 
Von Bernd Schneid, Leiter der Geschäftsstelle des vvpn 

___ Anlässlich des 20-jährigen Bestehens
des vvpn lud der Verband der Vertrags-
psychotherapeuten Nordbaden im Rah -
men einer Fachtagung zu dem aktuellen
Thema „Menschenbild und Psychothe -
rapie“ in das malerisch gelegene Schloss-
hotel Molkenkur in Heidelberg ein. Birgitt
Lackus-Reitter vom vvpn-Vorstand be-
grüßte als Moderatorin die zahlreich
erschienenen Tagungsteilnehmer und
stellte die drei renommierten Referenten
vor. Deren unterschiedliche Ansätze
reichten von der kognitiven Verhaltens-
therapie bis zu Affektregulations- und
Bindungstheorien sowie zur phäno -
menologisch basierten Psychiatrie und
bildeten eine transfakultäre Basis, um das
Thema aus verschiedenen Perspektiven
zu beleuchten. 

Mit einem Einleitungsreferat führte
Hans Raimund Hirsch vom Vorstand des
vvpn ins Thema ein und verknüpfte es
mit den Aufgaben und Zielen des Ver ban -
des der Vertragspsychotherapeuten. In
einem Überblick über die Geschichte des
Verbandes als verfahrensübergreifender
Zusammenschluss der gemeinsamen
Richt linienverfahren ließ Hirsch ver-
schiedene Stationen von der Gründung
im Jahr 1994 bis zu seiner Entwicklung als

Dachverband und den berufspolitischen
Erfolgen deutlich werden. Er verwies auch
auf durchaus gravierendere Dispute im
Laufe der 20-jährigen Geschichte, die al-
lerdings stets demokratisch und solida -
risch gelöst wurden. So zitierte Hirsch
seine Kollegin Birgitt Lackus-Reitter, die
einmal bemerkte: „Wir lernten, uns zu-
zuhören.“ 

Insgesamt verwies Hirsch auf das Klima
der Toleranz und Wertschätzung, die für
ihn im Verband die integralen Positionen
sind: „Wenngleich nach außen unmerk-
lich, ist der demokratische innerver -
bandliche Prozess vielleicht die höchste
Leistung des Verbandes der Vertrags-
psychotherapeuten.“ Zum Ende wünschte
er den Teilnehmern eine anregende Ver-
anstaltung im gegenseitigen Austausch
der vertretenen Standpunkte. 

Das erste Fachreferat hielt Prof. Dr.
Martin Hautzinger, Lehrstuhlinhaber der
Klinischen Psychologie und Psycho-
therapie an der Universität Tübingen.
Unter dem Titel „Das Menschenbild in
der modernen Psychotherapie“ eruierte
Hautzinger die Methodik der Verhaltens-
therapie im Hinblick auf das subjektive
Erfahren des Patienten und dessen Unter-
stützung bei der Bewältigung des schein -

bar Unbewältigbaren. Hierbei gehe es vor
allem um die Förderung der Klärungs-,
Problemlösungs- und Selbststeuerungs-
kompetenzen beim Patienten – und nicht
um unauflösbaren Determinismus. So
referierte Hautzinger über die Psycho-
therapie der Angst und der Depression,
um mit dem Fazit zu enden, dass für das
Menschenbild der Verhaltenstherapie der
Körper als biologisches System die not -
wendige Evidenz bereitstellt; eines Men -
schen, der Selbstregulation herstellen
kann, dessen Grundbedürfnisse erfüllt
werden, der sich als mehrfach bestimmt
akzeptiert und in einer Hierarchie von
Werten und Zielen einrichtet: „Die kör-
perlich-stoffliche Wirklichkeit bildet die
Grundlage für psychisches Geschehen und
Bewusstsein.“ 

Im Anschluss folgte der Vortrag „Ge-
sundheit und Krankheit aus Sicht der
Bindungsforschung und Affektregulation“
von Prof. Dr. Eva Rass, die sich schwer-
punktmäßig mit Bindungstheorien, psy-
chodynamischer Entwicklungspsychologie
und Affektregulation befasst und als
niedergelassene analytische Kinder- und
Jugendlichenpsychotherapeutin arbeitet
sowie selbst Mitglied im vvpn ist. Ein-
drücklich stellte Rass dar – fußend auf der
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Affektregulationstheorie des renom -
mierten amerikanischen Psychologen
Allan N. Schore –, wie schwierig es für
Eltern sein kann, intensive Span nungen
bei ihren Kindern auszuhalten und ihnen
die Möglichkeit zu geben, diese zu ver-
arbeiten. Das Einschreiten nach der zen-
tralen Verarbeitungszeit, bevor das Kind
von seinen Affekten überwältigt wird,
kennzeichnete Rass als überlebensnot -
wendig für die Entwicklung und seelische
Ausgeglichenheit des Kindes. Sie sieht
gerade dieses psychotherapeutische Wis -
sen als kulturellen Nukleus, der nachhaltig
vertreten werden müsse, um nachfolgen -
den Generationen die Grundlage für see-
lische Gesundheit zu ermöglichen. So
Rass: „Der Schlüssel für das Gelingen
dieser Prozesse ist die Fähigkeit der Für-
sorgeperson, ihren eigenen Affekt zu be-
obachten und zu regulieren.“ 

Der dritte Vortrag des Tages wurde von
dem Philosophen und Psychiater Prof. Dr.
Dr. Thomas Fuchs gehalten, der am Uni-
versitätsklinikum Heidelberg als Karl-
Jaspers-Professor über die phänomenolo -
gischen Grundlagen der Psychiatrie und
Psychotherapie forscht. Fuchs näherte sich
dem Thema unter dem Titel „Subjektivität
und Intersubjektivität in der psychiatrisch-
psychotherapeutischen Diagnostik“. Hier -
bei beschrieb er Vorurteile der gegenwärtig
dominierenden Neuropsychiatrie, die
unter anderem inflationäre psychiatrische
Diagnosen zur Folge hätten. Hoch versiert
stellte Fuchs die Ansätze einer integra -
tiven und auf Differenzierung basierten
Diagnostik dar, die Ansätze zwischen Ob-
jektivierung (Dritte-Person-Perspektive),
Subjektorientierung (Erste-Person-Per-
spektive) und einer notwendigen inter-
subjektiven Perspektive (Zweite-Person-
Perspektive) verknüpft. 

Nach Fuchs stellt dabei vor allem die
Person des Therapeuten den notwendigen

Kreuzungspunkt der verschiedenen Per-
spektiven dar, als lebendiges Gegenüber,
das seismologisch für Stimmungen und
Atmosphären des Patienten aufmerksam
ist und einer gefühlsbetonten, nonverbalen
und „zwischenleiblichen“ Kommunikation
den gebührenden Raum lässt. So Fuchs:
„Schließlich bedarf auch die intuitive
Wahrnehmung in der Diagnostik der
Übung und Erfahrung; es sollte zu den
zentralen Aufgaben der Aus- und Weiter-
bildung gehören, die Wahrnehmungs-
fähigkeiten von Psychiatern und Psycho-
therapeuten für zwischenleibliche Phäno -
mene zu schulen, damit sie nicht nur nach
manualisierbaren Strategien, sondern mit
Intuition und Gespür die implizite Ebene
der Beziehung zu diagnostizieren und zu
therapieren lernen.“ 

In der die Tagung beendenden Plenums-
diskussion fand ein spannender wissen -

schaftlicher Diskurs zwischen Frau Rass
und Herrn Hautzinger statt, bei dem die
Position eines psychodynamischen Krank-
heitsverständnisses und eine verfahrens-
orientierte Behandlungsstrategie der Ver-
haltenstherapie einander gegenüberge-
stellt wurden. Als Fazit wurde konstatiert,
dass der schwierige Begriff des Menschen-
bildes in der Psychotherapie nach wie vor
ein differenzieller und nicht einfach zu
fassender bleiben muss. Aus diesem
Grund erschien der interdisziplinäre Aus-
tausch besonders fruchtbar. 

Der die Fachtagung abrundende Fest-
abend mit Buffet und Tanz wurde von der
energetischen Soulband Mel’s Finest
multiinstrumental begleitet und machte
das 20-jährige Jubiläum des vvpn zu
einem rundum gelungenen Ereignis. Die
Vorträge der Referenten finden sich als
Download unter www.vvpn.de. ___

„Wenngleich nach außen unmerklich, 
ist der demokratische innerverbandliche
Prozess vielleicht die höchste Leistung
des Verbandes der Vertragspsycho-
therapeuten“

„Wir lernten, uns zuzuhören“ – vvpn-Vorsitzender Hans Raimund Hirsch pries das
Klima der Toleranz und Wertschätzung im Verband. Foto: seamless
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Karriere 
mit Hindernissen

Wer sich heute zum Psychologischen 

oder Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten

ausbilden lässt, profitiert von einer 

hohen Ausbildungsqualität. 

Den Weg zur Zulassung erschweren 

jedoch eine ganze Reihe hoher Hürden.



PSYCHOTHERAPEUTEN IN AUSBILDUNG

___ Im Jahr 1999 trat das Psychothera-
peutengesetz in Kraft, zusammen mit der
neuen Ausbildungs- und Prüfungsordnung
sowie der Approbationsordnung für zwei
neue Heilberufe: Psychologischer Psycho-
therapeut (PP) und Kinder- und Jugendli-
chenpsychotherapeut (KJP). Darin wurden
ganz explizit die Ausbildungsbestandteile
benannt, die ein Ausbildungskandidat ab-
solvieren muss, um zur Staatsexamens-
prüfung zugelassen zu werden und seine
Approbation zu erhalten. 

Seitdem, also seit nunmehr 15 Jahren,
gibt es die sogenannten PiA, die Psycho-
therapeuten in Ausbildung. Viele der Le-
ser werden ihre Approbation noch auf
 andere Weise erhalten haben, mit einem
völlig anderen Ausbildungsweg; sie waren
Delegationspsychotherapeuten oder sind
unter die Bestimmungen der Übergangs-
regelung gefallen. Sie haben also keine ei-
genen Erfahrungen als PiA nach den heu-
tigen gesetzlichen Vorgaben gemacht. 

Die beiden Autorinnen dieses Beitrags
gehörten den ersten Jahrgängen der neuen
Ausbildungsordnung an und haben diese
Zeit mit gemischten Gefühlen in Erinne-
rung: positiv im Hinblick auf die ambu-
lante Praktische Ausbildung mit ihrer en-
gen Verzahnung von eigenen Therapien,
Supervision und theoretischer Wissens-
vermittlung, auch hinsichtlich des Einge-
bettetseins in ein engagiertes und wohl-
wollendes Institut; schwierig im Hinblick
auf die unhaltbare finanzielle Situation und
die hohe Arbeitsbelastung. 

Diese Erinnerungen entsprechen dem For-
schungsgutachten von 2009, einer vom
Bundesministerium für Gesundheit in
Auftrag gegebenen Studie zur Ausbil -
dungs situation der PiA. Damals waren
mehr als 3.200 PiA sowie 666 ehemalige
Ausbildungskandidaten und 480 Studie-
rende als potenzielle zukünftige PiA (so-
wie weitere knapp 2.000 Lehrkräfte) zur
Bewertung ihrer Ausbildungssituation auf-
gefordert worden. Die hohe Qualität der
Ausbildung mit ihrer im Gesundheitswe-
sen einmaligen Struktur „aus einer Hand“
wurde bestätigt. Die finanziellen Rah-
menbedingungen, insbesondere während
der 1.800 Stunden Praktischer Tätigkeit
mit dem viel zu schlecht oder gar nicht
bezahlten „Psychiatriejahr“ (das zusam-
men mit dem Psychosomatik-Anteil oft
eineinhalb Jahre dauert), wurden auch in
dieser Studie beklagt. Diese Rahmen -
bedingungen haben sich seitdem kaum
verbessert, sind somit nach wie vor nicht
akzeptabel und stellen eine beschä mende
Erfahrung für die Betroffenen dar, die al-
lesamt bereits über einen akademischen
Abschluss verfügen. 

Was hat sich in diesen 15 Jahren getan?
Wie geht es den PiA heute? Was haben
sie für Wünsche an eine Ausbildungs -
reform und wie stellen sie sich ihr zu-
künftiges Berufsbild vor? 

Dazu befragten wir Katharina Simons,
eine der Hauptinitiatoren des sogenannten
PiA-Politik-Treffens, sowie Benjamin
Lemke, den neuen Sprecher der soge-

nannten Bundeskonferenz PiA, des Bun -
desgremiums der PiA-Landessprecher aus
den Landeskammern. Außerdem wollten
wir etwas erfahren über die Berufsvor-
stellungen der zukünftigen Psychothera-
peutengeneration und befragten dazu über
200 PiA in verschiedenen Instituten mit
einem eigens konzipierten Fragebogen.
Wir waren selbst äußerst gespannt auf die
Ergebnisse, die Sie auf den folgenden Sei-
ten nun lesen können. 

Martin Klett berichtet in seinem Artikel
über den Stand der Ausbildungsreform.
In der Diskussion sind bekanntlich ver-
schiedene Modelle zur längst überfälligen
Novellierung. Welche Fragen und Konse-
quenzen sich aus welchen Modellen erge-
ben, ob und welche Reform wir uns – im
doppelten Sinn – leisten können, lesen Sie
in unserem Überblick über die unter-
schiedlichen Modelle. 

Neben den PiA, dem Nachwuchs der
PP und der KJP, gibt es aber auch den
Nachwuchs der Ärztlichen Psychothera-
peuten, also die jungen Ärztinnen und
Ärzte in Weiterbildung. Erika Goez-Erd-
mann fasst den aktuellen Stand der Über-
arbeitung der Musterweiterbildungsord-
nung zusammen. 

Während die PiA derzeit in hoher und
stetig steigender Zahl ihre Approbation er-
langen (2013 waren es über 2.200 Absol-
venten), leidet die Ärztliche Psychothera-
pie unter Nachwuchsmangel. Was dies
langfristig für die Versorgung bedeuten
wird, lässt sich heute nur erahnen. ___

15 Jahre PiA: 
eine Zwischenbilanz  
Mehr Psychotherapeuten in Ausbildung als je zuvor 
haben zuletzt ihre Approbation erlangt. Dennoch leidet 
die neue Ausbildung noch immer unter Mängeln 
Von Ulrike Böker und Ariadne Sartorius, Vorstandsmitglieder im bvvp
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___ Bei den Diskussionen zur Ausbildungsreform äußern sich
vorwiegend Kolleginnen und Kollegen, die schon lange psycho-
therapeutisch arbeiten und aus dieser etablierten Warte die Vor-
stellungen eines zukünftigen Berufsbildes und die dafür not-
wendigen Kompetenzen formulieren. Aber wie stellt sich ei-
gentlich die zukünftige Generation selbst, um die es ja geht, ihr
Berufsleben vor? 

Um diese Frage zu klären, wurden eine Reihe von Instituten
und Fachgesellschaften um Teilnahme an einem eigens konzi-
pierten Fragebogen gebeten. Zu unserem Bedauern erhielten
wir von den kontaktierten analytischen und tiefenpsychologi-
schen Ausbildungsinstituten keinen nennenswerten Rücklauf.
Von verhaltenstherapeutischen und systemischen Instituten hin-
gegen wurden wir bereitwillig unterstützt, sodass für die Aus-
wertung schließlich 193 Fragebögen vorlagen. An dieser Stelle
danken wir ganz herzlich: der Tübinger Akademie für Verhal-
tenstherapie (TAVT), dem Institut für Fort- und Weiterbildung
in klinischer Verhaltenstherapie Bad Dürkheim (IFKV), der Aus-
und Weiterbildungseinrichtung in klinischer Verhaltensthera-
pie Kassel (AWKV), dem Institut für Systemische Familienthe-
rapie, Supervision und Organisationsentwicklung Essen (IFS), der
Gesellschaft für Systemische Therapie und Beratung Berlin
(GST), der Systemischen Gesellschaft (SG) und der Deutschen
Gesellschaft für Systemische Therapie, Beratung und Fami-
lientherapie (DGSF) – sowie ganz besonders allen PiA, die mit-
gemacht haben. Wir möchten darauf hinweisen, dass die Aus-
wertungen als Meinungsbild verstanden werden können, aber
nicht als statistisch signifikante oder valide Daten. 

Die Geschlechtsverteilung, das Durchschnittsalter, das durch-
schnittliche Ausbildungsjahr, in dem sich die Befragten befinden,
und die Grundberufe der Teilnehmer sind in Tabelle 1 zu-
sammengefasst. 

Festzustellen ist erstens ein hoher Frauenanteil, zweitens, dass
kein einziger der Befragten mit Bachelorabschluss in die Aus-
bildung gegangen ist, und drittens, dass es keine nennenswerten
Unterschiede in der Altersstruktur gibt. 

Wir stellten die Frage, wo die PiA nach Abschluss ihrer Psycho-
therapieausbildung gerne arbeiten würden. Mehrfachnennun-
gen waren dabei möglich. Tabelle 2 zeigt die Vorstellungen und
Wünsche der Ausbildungsteilnehmer. 

Auf die Frage, in welcher Form die PiA bevorzugt arbeiten wür-
den, präferieren 29 Prozent freiberufliche Arbeit (VT-PP 26 Pro-
zent, VT-KJP 37 Prozent, Systemiker 36 Prozent). 13 Prozent (VT-
PP) beziehungsweise 10 Prozent (VT-KJP) können sich eine An-
stellung vorstellen, der Prozentsatz bei den Systemikern liegt mit
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PiA, was wollt ihr?  
Auswertung eines Fragebogens zu den 
Berufsvorstellungen der Psychotherapeutinnen 
und Psychotherapeuten in Ausbildung  
Von Ulrike Böker und Ariadne Sartorius, Vorstandsmitglieder im bvvp

VT-PP* VT-KJP* SYST. KJP* GESAMT

Anzahl
Teilnehmer 138 30 25 193
- weiblich 116 (84 %) 23 (77 %) 21 (84 %) 160 (83 %)
- männlich 21 (15 %) 7 (23 %) 4 (16 %) 32 (17 %)
Altersschnitt 32,2 Jahre 30,8 Jahre 35,4 Jahre
Ausbildungsjahre 2,1 Jahre 1,8 Jahre 2,2 Jahre
Psychologen 138 (100 %) 6 (20 %) 11 (44 %) 154 (80 %)
Pädagogen 12 (40 %) 6 (24 %) 18 (10 %)
Sozialpädagogen 11 (37 %) 7 (28 %) 18 (10 %)
Diplom 120 (87 %) 23 (77 %) 20 (80 %) 165 (85 %)
Magister 2 (7 %) 1 (4 %) 3 (2 %)
Master 16 (12 %) 2 (7 %) 5 (20 %) 23 (12 %)

Tabelle 1: Grunddaten zu den Teilnehmern der Befragung 

*Im Folgenden: Ausbildungsteilnehmer in: VT-PP = Verhaltenstherapie 
für Erwachsene; VT-KJP = Verhaltenstherapie für Kinder und Jugendliche; 
Syst. KJP = Systemische Psychotherapie für Kinder und Jugendliche



VT-PP* VT-KJP* SYST. KJP* GESAMT

Richtlinientherapie 93 % 93 % 84 % 93 %
Akutversorgung 64 % 53 % 88 % 53 %
Forschung 31 % 13 % 44 % 30 %
Psychiatrische Versorgung 51 % 60 % 32 % 51 %
Vernetzte Versorgung schwer 
kranker PatientInnen 33 % 17 % 76 % 37 %
Neuropsychologie 25 % 23 % 24 % 25 %
Psychoonkologie 29 % 10 % 20 % 25 %
Somatische Versorgung, 
z. B. Psychodiabetologie 33 % 23 % 12 % 29 %
Prävention 64 % 67 % 24 % 60 %

Tabelle 3: Berufliche Wünsche II: Tätigkeitsfeld 

PSYCHOTHERAPEUTEN IN AUSBILDUNG

24 Prozent deutlich höher. Bei den verhaltenstherapeutischen PP
können sich 64 Prozent beide Formen vorstellen, wohingegen dies
bei den KJP und den Systemikern jeweils nur 50 Prozent sind. 

Wir stellten die Frage, ob die PiA – falls sie selbstständig in
 einer eigenen Praxis arbeiten möchten – bereit wären, für einen
Kassensitz Geld zu zahlen, und wenn ja, in welcher Höhe, oder
ob eine Tätigkeit in privater Praxis ohne Kassenzulassung, also
mit Privatpatienten beziehungsweise im Kostenerstattungsver-
fahren, bevorzugt würde. Während sich bei den Verhaltensthera -
peuten knapp 20 Prozent eine Privatpraxis vorstellen können
(darunter findet sich allerdings kein männlicher Ausbildungs-
teilnehmer in VT-PP), ist das bei den Systemikern kein Einziger
der Befragten. Die Bereitschaft, für einen Kassensitz Geld zu be-
zahlen, ist in nennenswerter Zahl nur bei den Verhaltenstherapeu -
ten vorhanden und weist eine breite Spanne auf: von 300 bis
100.000 Euro. Dabei zeigen die Antworten keinen Zusammenhang
zum Ausbildungsjahr, in dem sich die Befragten befinden. 

Etwa 15 Prozent geben einen Kaufpreis unter 10.000 Euro an,
14 Prozent der VT-PP und 7 Prozent der VT-KJP sind bereit,
bis zu 20.000 Euro zu zahlen. Zwischen 20.000 Euro und 40.000
Euro sind es jeweils 10 Prozent, und mehr als 40.000 Euro kön-
nen sich 8 Prozent der Befragten in den beiden Gruppen vor-
stellen. In dieser letzten Gruppe befinden sich diejenigen, die

sich ausschließlich eine freiberufliche Tätigkeit, zumeist im städ-
tischen Umfeld, vorstellen können. 

Als Nächstes stellten wir die Frage, in welchen Versorgungs-
bereichen die PiA nach ihrer Ausbildung gerne arbeiten würden.
Auch hier waren Mehrfachnennungen möglich. Tabelle 3 stellt
die Ergebnisse dar.

Die PiA in allen drei Gruppen können sich die Arbeit in den
Bereichen vorstellen, die als künftige wichtige Tätigkeitsfelder
der Psychotherapeuten gesehen werden: Neben der Richtlinien -
psychotherapie im Sinne von antragspflichtigen Kurz- und Lang-
zeittherapien werden von einem großen Teil der Befragten die
Akutversorgung, die (Mit-)Versorgung psychiatrischer Patien-
tinnen und Patienten, die vernetzte Versorgung schwer kranker
Patientinnen und Patienten (wobei hier die Verhaltensthera-
peuten deutlich hinter den Systemikern zurückliegen), die Ver-
sorgung spezieller Patientengruppen und die Prävention genannt.
Deutlich wird hier aber auch, dass das Arbeiten ohne das Herz-
stück der Richtlinienpsychotherapie nicht vorstellbar ist. 

Im Zusammenhang mit der derzeitigen Diskussion um die Be-
fugniserweiterung stellten wir die Frage, welche professions -
bezogenen Befugnisse für die spätere psychotherapeutische Ar-
beit für sinnvoll gehalten werden. Die Verteilung der Antworten
finden Sie in Tabelle 4. 

Hier wird deutlich, dass das Ausstellen von Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigungen und das Einweisen in Kliniken von den
meisten erwünscht wird. Eine überraschend hohe Zustimmung
findet sich unter den Systemikern zur Frage der Verschreibung
von Medikamenten. Die Verschreibung von Heilmitteln ist den
meisten hingegen weniger wichtig. 

Anschließend fragten wir, welche Möglichkeiten der Unter-
stützung die PiA sich für ihre praktische therapeutische Arbeit
vorstellen können. 43 Prozent der Verhaltenstherapeuten (PP
und KJP gleichermaßen) und 72 Prozent der Systemiker können
sich eine internetbasierte Psychotherapie als Unterstützung vor-
stellen. Der Delegation von Testauswertungen an Praxisperso-
nal stimmen bei den Verhaltenstherapeuten 77 Prozent (PP) be-
ziehungsweise 87 Prozent (KJP) zu, bei den Systemikern hin -
gegen nur 12 Prozent. Die Delegation der Basisdokumentation an
Praxispersonal konnten sich über alle drei Gruppen verteilt ins-
gesamt 62 Prozent vorstellen. Die Delegation organisatorischer
Aufgaben, wie Patientenverwaltung oder der Empfang, stellen
sich bei den Verhaltenstherapeuten knappe 90 Prozent als hilf -
reiche Unterstützung vor, bei den Systemikern 60 Prozent. 
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VT-PP* VT-KJP* SYST. KJP* GESAMT

Klinik 67 % 50 % 56 % 64 %
Einzelpraxis 53 % 63 % 60 % 56 %
Praxisgemeinschaft 94 % 90 % 92 % 94 %
BAG 33 % 27 % 44 % 33 %
MVZ 37 % 33 % 28 % 36 %
Beratungsstelle 38 % 37 % 56 % 40 %
Ländliche Region 40 % 47 % 48 % 42 %
Städtisches Umfeld 79 % 53 % 40 % 71 %

Tabelle 2: Berufliche Wünsche I: Umfeld 

VT-PP* VT-KJP* SYST. KJP* GESAMT

Arbeitsunfähigkeit 
bescheinigen 61 % 47 % 76 % 61 %
In Kliniken einweisen 87 % 83 % 44 % 82 %
Medikamente verschreiben 31 % 23 % 88 % 38 %
Heilmittel verschreiben 40 % 23 % 12 % 34 %

Tabelle 4: Erwünschte Befugnisse  
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Die letzte Frage beschäftigt sich mit der jetzigen Praktischen Aus-
bildung: „Wenn Sie dies selbst entscheiden beziehungsweise be-
einflussen könnten, was wäre Ihnen im Rahmen Ihrer Prakti-
schen Ausbildung wichtig?“ 

30 Prozent der Befragten wünschen sich einen größeren Aus-
bildungsanteil im stationären Bereich. Für eine umfangreichere
Ausbildung im ambulanten Bereich plädieren 34 Prozent der 
VT-PP, 40 Prozent der VT-KJP und 52 Prozent der Systemiker. Mit
der jetzigen Gewichtung sind bei den angehenden Verhaltens -
therapeuten für Erwachsene 43 Prozent zufrieden, bei den Ver-
haltenstherapeuten für Kinder und Jugendliche nur 30 Prozent.
Der Prozentsatz bei den Systemikern beträgt hier 36 Prozent. 

Einer angemessenen Bezahlung während der Praktischen Aus-
bildung, notfalls zulasten der Anzahl von Plätzen, stimmen ins-
gesamt gute 90 Prozent zu. Dem Wunsch nach Ausbildungsplät-
zen für alle, notfalls zulasten der Höhe der Bezahlung, können
sich hingegen nur 16 Prozent der Befragten anschließen. 

Hier muss ergänzend erwähnt werden, dass darunter ein nicht
unerheblicher Teil ist, der sich beides wünscht, nämlich bei der
VT-PP 13 Prozent, bei den VT-KJP 16 Prozent und bei den Sys -
temikern 8 Prozent. Verrechnet man diese Doppelnennungen mit
den Ergebnissen, dann bleibt eine kaum nennenswerte Zahl an
PiA übrig, die eine gute Bezahlung zugunsten der Chance für  alle,
einen Ausbildungsplatz zu bekommen, opfern würden. Hier muss
bedacht werden, dass sich die Befragten bereits in Ausbildung be-
finden und zum Großteil mit einer äußerst schwierigen finan-
ziellen Situation konfrontiert sind, sodass sich die Perspektive
eventuell anders darstellt als für jemanden, der seine Ausbildung
noch nicht begonnen hat. 

Versucht man, bestimmte Gruppenmerkmale festzustellen,
 also Unterschiede zwischen den drei ausgewerteten Gruppen,
zeichnet sich bei den Systemikern eine stärkere Tendenz zur
Anstellung ab, gerne in Beratungsstellen; weiterhin eine grö -
ßere Bereitschaft zur Akutversorgung und eine sehr viel grö-
ßere zur vernetzten Versorgung. Die Bereitschaft zur präventi-
ven Arbeit ist hingegen überraschend gering. 

Die beiden Gruppen der Verhaltenstherapeuten unterschei-
den sich darin, dass sich ein größerer Teil der angehenden PP
eine Arbeit in der Klinik vorstellen kann, aber bei den meisten
(79 Prozent) der Arbeitsplatz in einem städtischen Umfeld liegen
soll. Das Interesse an Forschung und an der Versorgung onko-
logischer Patienten ist größer, die Verschreibung von Heilmitteln
wird als wichtiger empfunden. 

Die zukünftigen KJP zeichnen sich dadurch aus, dass sie sich
die freiberufliche Arbeit in einer Einzelpraxis am besten vor-
stellen können. Das Interesse an Forschung ist gering und er-
staunlicherweise auch das Interesse an einer vernetzten Ver-
sorgung schwer kranker Patientinnen und Patienten. Genauso
erstaunlich ist das geringe Interesse an der Verordnung von Heil-
mitteln. Unter Umständen ist nicht allen Teilnehmern klar, was
darunter zu verstehen ist.

Klar gezeigt hat sich: Die neue Generation will weiter in der
Richtlinienpsychotherapie arbeiten. Nicht alle streben die Arbeit
in einer Praxis an, aber diejenigen, die das tun, wünschen sich zu-
meist die Arbeit in einer Gemeinschaft. 

Der hohe Anteil derjenigen, die sich einen Arbeitsplatz in einer
Klinik wünschen, war für uns recht überraschend. Er könnte da -
rauf hindeuten, dass für die zukünftige Generation das freiberuf-
liche Arbeiten in einer Einzelpraxis nicht unbedingt das Maß
 aller  Dinge ist. Diese Entwicklung zeichnet sich bei den soma -
tischen Ärzten ja schon seit einer ganzen Weile ab. Zugleich wä-
re die Frage interes sant, ob die mancherorts immer noch stei-
genden Praxispreise  junge Kollegen von Niederlassungswünschen
abhalten. Hier sind Ideen dringend notwendig, die eine faire Ge-
staltung von Praxisübergaben ermöglichen. 

Es zeigt sich eine Bereitschaft von vielen, jedoch nicht allen,
Akutversorgung anzubieten. Die Arbeit mit psychiatrischen Pa-
tienten ist für die Hälfte der PiA vorstellbar. 

Obgleich viele PiA es bevorzugen, im städtischen Umfeld zu ar-
beiten, gibt es dennoch eine große Zahl von Kolleginnen und Kol-
legen, die bereit sind, auf dem Land tätig zu sein. 

Ein Großteil der zukünftigen Generation ist nicht bereit, die der -
zeit geforderten hohen Kaufpreise zu zahlen. Zwar gibt es einige
wenige Kollegen, die 40.000 Euro und mehr auf den Tisch legen
würden (8 Prozent), aber die meisten der PiA sagen hierzu nein. 

Dass approbierte KJP mit Grundberuf Sozialpädagogik in einer
Anstellung meist schlechter bezahlt werden, könnte begründen,
warum sich PiA in der Erwachsenenausbildung eher vorstellen
können, in einer Klinik zu arbeiten. Eventuell gehen aber auch PiA
in der KJP-Ausbildung von besseren Berufschancen in der Nieder -
lassung aus, zum Beispiel aufgrund der KJP-Quote, als PiA in
der PP-Ausbildung.

Was das Setting und die Inhalte betrifft, scheint es Unterschiede
zwischen den Vorstellungen von Verhaltenstherapeuten und Sys -
temikern zu geben. Das unterstreicht – neben vielen anderen
Punkten – die Wichtigkeit des Erhalts von Verfahrensvielfalt. 

Der Wunsch, die Befugniseinschränkung aufzuheben, wird
nicht von allen PiA geäußert. Verwundert hat uns der hohe Pro-
zentsatz von Systemikern, die Medikamente verschreiben möch-
ten. Die Delegation von Testverfahren ist für Systemiker hinge-
gen eher unwichtig. Dies mag damit zusammenhängen, dass die
Diagnostik in der systemischen Therapie andere Aspekte bein-
haltet und weniger mit Fragebogenverfahren und standardisier-
ten Tests gearbeitet wird. 

Wir wünschen uns einen weiteren Austausch mit den PiA, nicht
nur über ihre Ausbildungssituation, sondern auch über  ihre Be-
rufsvorstellungen. Wir laden daher alle Betroffenen ein, uns zu
kontaktieren und sich mit uns und den Kolleginnen und Kollegen
in den Landesverbänden auszutauschen. ___

Viele fordern: 
Die Praktische Ausbildung 
soll angemessen bezahlt 
werden – notfalls auch 
zulasten der Anzahl von
Plätzen 
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„Wir nehmen einen 
gewissen Zwiespalt 
in der Profession wahr“  
Benjamin Lemke ist seit 2013 Sprecher der 
Bundeskonferenz PiA. 
Im Interview nimmt er zu den gegenwärtigen 
Diskussionen um eine Ausbildungsreform Stellung  
Interview: Ariadne Sartorius und Ulrike Böker, Vorstandsmitglieder im bvvp
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Wie sind Sie selbst zur Berufspolitik 
gekommen? 
Benjamin Lemke: Das war im Frühjahr
2012, als ich frisch mit der Psychothera-
pieausbildung begonnen hatte und die
Durststrecke namens Praktische Tätig-
keit noch vor mir lag. Die Berliner Pro-
testgruppe „PiA für gerechte Bedingun-
gen“ hat mir eine erste berufspolitische
Orientierung gegeben, und bei der Ber -
liner PiA-Kammervollversammlung wur-
de ich dann zum stellvertretenden Lan-
dessprecher gewählt. 

Wie sind die Psychotherapeuten in
Ausbildung denn heute organisiert? 
Auf der Ebene der Landeskammern wur-
den mittlerweile überall PiA-Vertretun-
gen eingerichtet. Die jeweiligen Landes-
PiA-Sprecherinnen und -Sprecher bilden

die zweimal jährlich tagende Bundes -
konferenz PiA. Sie ist der bundesweite
Repräsentant von Anliegen der PiA und
berät den Vorstand der Bundespsycho-
therapeutenkammer in Nachwuchsfragen.
Darüber hinaus gibt es das verbände-
übergreifende PiA-Politik-Treffen. Es ist
eine offene Vernetzungsplattform für ver-
bandlich organisierte PiAs und neu inte -
ressierte PiA-Aktive. Dankenswerterweise
wird es von den Berufs- und Fachverbän-
den finanziell getragen. 

Und wie funktioniert die
Zusammenarbeit der PiA mit den 
weiteren Aktiven in der Politik? 
Gerade das PiA-Politik-Treffen zeichnet
sich dadurch aus, Verantwortliche aus der
Gesundheitspolitik einzuladen und sie für
die prekären Lebens- und Ausbildungs-

bedingungen der PiA zu sensibilisieren.
Ich bin überzeugt, dass die Sittenwidrig-
keit von Arbeiten für null Euro während
der Praktischen Tätigkeit bei allen Frak-
tionen sowohl auf Bundes- als auch auf
Landesebene angekommen ist. 

Was kommt denn umgekehrt bei 
den PiA an von den Diskussionen zur
Novellierung der Ausbildung? 
Im Kern verbinden sich drei Hoffnungen
mit der Überarbeitung des Psychothera-
peutengesetzes: Erstens, Klarheit bei den
Zugangsvoraussetzungen. Zweitens, eine
angemessene Vergütung für die Prak tische
Tätigkeit mit ausreichender Anleitung und
Supervision. Und drittens, gleiche Aus-
bildungsbedingungen in allen wissen-
schaftlich-psychotherapeutischen Ver-
fahren. Das bedeutet auch die sozial-



rechtliche Anerkennung humanistischer
und systemischer Verfahren und somit
die Refinanzierungsmöglichkeit über Be-
handlungsstunden im Rahmen der Aus-
bildung. 

Wie werden die Aktivitäten von 
Verbänden und Kammern dazu von 
den PiA aufgenommen? 
Als Bundeskonferenz PiA nehmen wir ei-
nen gewissen Zwiespalt in der Profession
wahr. Auf der einen Seite werden unsere
Forderungen nach Verbesserungen wohl-
wollend unterstützt. Allerdings befürchten
wir aktuell, dass unsere Kernforderung –
Vergütung und Erhalt der PiA-Plätze – in
der Priorität nach unten zu rutschen droht.
Hintergrund sind offenbar ordnungspoli-
tische Erwägungen des Bundesgesund-
heitsministeriums und Fragen psychia-
trisch-psychotherapeutischer Versorgung.
Angesichts einer zunehmenden Medizin-
orientierung der Psychotherapie scheint
die Pädagogik beziehungsweise die so ziale
Arbeit als Grundlagenwissenschaft ge-
fährdet. 

Das heißt? Was würden Sie sich von
der Profession wünschen? 
Als Erstes möchte ich mich bei allen Be-
teiligten bedanken, dass der Deutsche
Psychotherapeutentag die Bundeskonfe-
renz PiA als Gremium für die Vertretung
des Nachwuchses geschaffen hat. Den-
noch gibt es noch einiges zu tun, um die
Bedingungen für die Vertretung von PiA-
Interessen weiter zu verbessern. Ich  würde

mir daher wünschen, dass die Landes-
kammern – dort, wo es noch nicht ge-
schehen ist – sich für eine PiA-Vollmit-
gliedschaft einsetzen. Dann wünsche ich
mir von den Institutsverantwortlichen,
dass sie den  begonnenen Dialog über Min-
destanforderungen an die Ausbildung fort-
führen. Und schließlich hoffe ich, dass die
Weitergabe von Praxissitzen rechtzeitig
statt findet, das heißt vor einer möglichen
Stilllegung durch die jeweilige Kassen-
ärztliche Vereinigung. Dabei ist mein
Wunsch, dass die Kosten für einen vollen
Sitz nicht die Höhe von 20.000 Euro über-
steigen. 

Was muss geschehen bis zur 
Novellierung? 
Die Bundeskonferenz PiA verfolgt eine
doppelte Strategie. Zunächst wollen wir
möglichst zeitnah die Verbesserung ak-
tueller Ausbildungsbedingungen errei-
chen. Hier sind die Diskussion um Quali-
tätsstandards auf dem Deutschen Psycho-
therapeutentag, unser Positionspapier zur
Praktischen Tätigkeit, jüngst veröffent-
licht im „Psychotherapeutenjournal“, und
die Einbeziehung der Praktischen Tätig-
keit unter das sogenannte Mindestlohn-
gesetz zu nennen. Im Namen aller PiA
 erwarte ich eine weitgehende Vergesell-
schaftung der privaten Ausbildungskos -
ten. Dazu gehört eine Refinanzierung der
Praktischen Tätigkeit, der Ausbildungs-
gebühren und auch der (Einzel-)Selbst -
erfahrungsanteile. Schließlich wünsche
ich persönlich mir, dass die Pluralität der

Psychotherapie mit den verschiedenen
 Zugangsmöglichkeiten aus Medizin, Psy -
chologie und Pädagogik sowie Sozialpä-
dagogik erhalten bleibt und die Aus bildung
in unterschiedlichen wissenschaftlich-
psychotherapeutischen Verfahren ausge-
baut wird. 

Was denken PiA heute über ihre 
Berufsaussichten?
Wir wissen, dass wir einem aufsteigenden
Berufsstand angehören und gesellschaft-
lich immer mehr gebraucht werden. Auf-
grund des bereits jetzt fehlenden Psychia -
ternachwuchses sind die Einstellungs-
möglichkeiten recht gut. Als ungerecht
wird allerdings der weiterhin recht hohe
Einkommensunterschied von Fachärzten
und approbierten Psychotherapeutinnen
und Psychotherapeuten empfunden. 

Und wie steht es mit Niederlassungs -
wünschen? 
Ich schätze mal, dass viele Studierende
der Psychologie, Pädagogik und sozialen
Arbeit bei Psychotherapie an die ambu-
lante Tätigkeit in eigener Praxis denken.
Die derzeitige Ausbildung ist daran orien-
tiert und trägt vermutlich auch zu einer
gewissen Ausbildungszufriedenheit bei.
Klar tragen die Erfahrungen im Klinik -
alltag während der Praktischen Tätigkeit
auch dazu bei, Psychotherapie im statio-
nären Bereich ausüben zu wollen. Die Ar-
beit in einem multiprofessionellen Team,
der regelmäßige fachliche Austausch mit
Kollegen ist für viele eine Bereicherung

„Im Namen aller Psychotherapeuten 
in Ausbildung erwarte ich eine 
weitgehende Vergesellschaftung der 
privaten Ausbildungskosten“ 
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im Gegensatz zu der Arbeit allein in ei-
gener Praxis. Dennoch tippe ich darauf,
dass die meisten PiAs sich gerne nieder-
lassen würden – zumindest in Teilzeit –,
wenn sie größere Chancen als jetzt dazu
hätten. 

Welche Themen sind für 
Ausbildungskandidaten noch 
wichtig?
Grundsätzlich geht es um die viel disku-
tierte „Work-Life-Balance“. Viele Kandi-
daten haben ein Alter zwischen 25 und
35 Jahren. Das ist häufig eine Phase, in 
der Themen wie Familiengründung an-
stehen. Vor diesem Hintergrund sind el-
ternfreundliche Ausbildungsbedingungen
ein zentrales Thema. Lässt man die fi-
nanziell schwierige Lage beiseite, so ist
 eine Flexibilität gegeben, was Ausbil-
dungsdauer und -intensität betrifft. Ich
 hoffe, dass sich das zukünftig noch weiter
verbessern wird. 

Welche Wünsche haben Sie an uns 
als Niedergelassene? 
Der Berufswunsch vieler Abiturienten,
die Psychologie als Studienfach wählen,
ist bekanntlich das psychotherapeutische
Arbeiten in eigener Praxis. Aufgrund res -
triktiver Bedarfsplanung ist mit einer Aus-
weitung von Praxissitzen allerdings erst
einmal nicht zu rechnen. Wir wünschen
uns daher von den aktuell Niedergelasse-
nen die rechtzeitige und kostengünstige
Weitergabe der KV-Zulassungen an die
nachrückende Generation. 

Wann wird keine PiA-Politik 
mehr notwendig sein? 
Schwierige Frage. Ein wichtiges Etappen-
ziel wäre erreicht, wenn alle PiA Vollmit-
glieder ihrer jeweiligen Landeskammern
wären. Damit bestünde die Möglichkeit,
die bundesweit geschätzt 15.000 PiA im
Verhältnis zu den 40.000 approbierten
Psychologischen Psychotherapeuten und

Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten adäquat zu repräsentieren. Aktuell
vertreten die drei Bundessprecher der
Bundeskonferenz PiA die Gesamtheit der
PiA auf dem Deutschen Psychotherapeu-
tentag und stehen damit 129 Bundesdele-
gierten als Repräsentanten des etablierten
Berufsstands gegenüber. Ließe sich hier
nachwuchsfreundlicherer Ausgleich schaf-
fen, würde die PiA-Problematik nicht mehr
zu stark unter den Nägeln brennen. 

Und was würden Sie im 
Deutschen Psychotherapeutentag als
Erstes zu erreichen versuchen? 
Als Erstes wollen wir ganz simpel versu-
chen, als Bundessprecher im Vorfeld mit
den notwendigen Unterlagen wie Berich-
ten und Anträgen versorgt zu werden, um
besser in den Informationsfluss einge-
bunden zu sein. Das ist eine notwendige
Grundlage, um sich noch aktiver am Mei-
nungsbildungsprozess der Profession be-
teiligen zu können. 

Psychotherapie im Jahr 2040: 
Wie werden Sie arbeiten? 
(lacht) Also mit 68 Jahren?! – In der Hoff-
nung, dass ich genügend in ein Versor-
gungswerk eingezahlt habe, möchte ich
irgendwo zwischen Ostsee und Bodensee
meinen Ruhestand genießen. Um nicht
ganz untätig zu sein, kann ich mir gut vor-
stellen, in freier Praxis weiter zu behan-
deln und hin und wieder meine Erfah-
rung an werdende Psychotherapeuten
weiterzugeben. ___

„Angesichts einer zunehmenden
Medizinorientierung der Psychotherapie
scheint die soziale Arbeit als 
Grundlagenwissenschaft gefährdet“ 

Benjamin Lemke, hier im Gespräch 
mit Ulrike Böker (links) und Ariadne
Sartorius, ist seit Anfang 2012 Berliner
PiA-Landessprecher und seit September
2013 erster Sprecher der Bundeskon-
ferenz PiA, die sich aus den PiA-Landes -
spre chern zusammensetzt. Er ist Mit-
begründer des Berliner PiA-Forums. Zur
eigenen Existenzsicherung arbeitet
Lemke neben der Psychotherapeutenaus-
bildung und der Berufspolitik in der
onlinebasierten Suchtberatung. Foto: privat 
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Worum geht es 
hier eigentlich?  
Die Psychotherapeutinnen und 
Psychotherapeuten in Ausbildung 
sind in Aufruhr. 
Worum es beim PiA-Politik-Treffen 
geht – ein imaginärer Dialog
Von Katharina Simons

___ Seit zweieinhalb Jahren tagt das PiA-
Politik-Treffen halbjährlich in Berlin, um
daraufhin bundesweit laute Protestaktio-
nen zu initiieren und mit PR-Arbeit zu
begleiten. Aber was ist da überhaupt los?
Stellen Sie sich vor, Sie beobachten als
harmloser Passant eines Tages auf dem
Weg durch die Stadt den PiA-Flashmob
gegen den Stillstand und sprechen da -
raufhin eine auskunftsfreudige Aktivistin
an. „Worum geht es hier eigentlich? – Aha,
wenn man diesen Beruf erlernen möchte,
kann dir niemand verbindlich sagen, was
die Zugangsvoraussetzungen sind, da die
Bologna-Reform und ihre neuen Studien -
abschlüsse nicht im geltenden Gesetz auf-
geführt sind. Das klingt ja sehr kompli-
ziert.“ 

Weiter gehen die Fragen: „Und PiA wer-
den von Kliniken ausgebeutet? Sie be-
kommen als Diplomierte für ihre Tätig-
keiten häufig keine oder sehr wenig Ver-
gütung? Aber wie kann das sein? – Oh,
die Ausbildungszeiten im Krankenhaus
sind durch kein Gesetz geregelt, das den
PiA einen arbeitsrechtlichen Status ge-
ben würde? Klar, so sind sie der Willkür
des Marktes ausgeliefert. Billige und gut
ausgebildete Arbeitskräfte, die die tarif-
lich bezahlten Stellen für Psychologen auf
Station überflüssig machen. Praktisch.

Für die Klinik ... – Und dann zahlen PiA
noch die Ausbildungsgebühren aus der ei-
genen Tasche? Die armen Eltern. Scheint
ja ein Beruf für verzichtsbereite und flei-
ßige Idealisten zu sein, und am besten mit
Privatsponsor.“ 

„Aber an wen richtet sich der Protest?
Denn was interessieren mich als unbetei-
ligten Laien die Ausbildungsbedingungen
dieser kleinen Berufsgruppe? – Okay, es ist
zwar ein berufspolitisches Thema, aber
die Not ist so groß, dass ihr sie auf die Stra-
ße hinausschreien wollt. Ist natürlich auch
unbequem für alle Beteiligten, wenn ihr
eure Ausbeutung so deutlich artikuliert ...
Ihr hofft auf eine Reform des Psychothe-
rapeutengesetzes, und es steht sogar auf
der Agenda der Bundesregierung? Herz-
lichen Glückwunsch! Vielleicht gelingt es
euch ja, ausreichend Handlungsdruck auf-
zubauen!“ 

„Aber eine Frage noch, wozu braucht es
eigentlich spezielle PiA-Politik, es gibt
doch sicherlich auch richtige Psychothe-
rapeuten-Berufspolitiker, kümmern die
sich nicht darum? – Verstehe, der Schwer-
punkt vieler berufspolitisch Aktiver liegt
auf den Belangen der Psychotherapeuten,
die mit einer Zulassung der Kassenärzt-
lichen Vereinigung niedergelassen sind.
Die Themen, die aus der Tätigkeit der PiA

„Ich habe am PiA-Politik-Treffen 
teil genommen, da es nicht von einer 
bestimmten berufspolitischen Institution
ausgerichtet wird, sondern ein unab -
hängiges Forum ist. Hier können sich 
alle zu Aktionen zusammentun, um 
die Situation zu verbessern.“  
Hannah Bäßler

„Das PiA-Politik-Treffen und die dazu -
gehörigen Aktionen sind für mich wie eine
Bürgerinitiative. Gruppenübergreifend.
Laut. Offen für alles und alle. Ich bin viel
zu tief reichend daran interessiert, dazu
beizutragen, an den aktuellen Missständen
etwas zu ändern, um mich nicht auf 
verschiedenen Ebenen gleichzeitig zu 
engagieren.“  
Ariane Heeper

„Ich finde es toll, dass sich auf dem 
PiA-Politik-Treffen aktive PiA aus 
verschiedensten freien Gruppierungen 
und Verbänden fernab von Klüngel-
Interessen austauschen und an der 
Basis aktiv werden.“  
Martina Reimitz
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Katharina Simons  
ist Psychologin und 
Gesundheitswissenschaft-
lerin und seit 2011 Psycho-
therapeutin in Ausbildung.
2012 half sie, das bundes -
weite PiA-Politik-Treffen

aus der Taufe zu heben, 2013 war sie 
Mitbegründerin des Berliner PiA-Forums.
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in den Kliniken entstehen, bieten da we-
nig Überschneidung, denn hier geht es
um Belange von Angestellten. Vielleicht
solltet ihr bei der Gewerkschaft Unter-
stützung suchen! – Das tut ihr schon, sehr
gut, davon profitieren sicherlich alle an-
gestellten Psychotherapeuten ... – Und  eure
approbierten Kollegen verdienen zum Teil
an der Ausbildung, wie sie gerade ist?! Das
macht es natürlich nicht leichter, gemein -
sam an einer Veränderung der Ausbil-
dungsbedingungen zu arbeiten! Hoffent-
lich findet ihr dennoch ausreichend Unter-
stützung!“ 

„Was ist denn mit den Kammern? – Oh,
PiA liegen gar nicht in deren Aufgaben-
bereich. Aber ihr engagiert euch hier für
bessere Mitbestimmungsmöglichkeiten,
das klingt gut. Letztlich profitiert doch der
gesamte Berufsstand, wenn die Ausbil-
dungsbedingungen gut sind und die Be-
rufseinsteiger Zeit und Kraft haben, sich
auch fachlich mit ihren neuen Ideen ein-
zubringen. Wie setzt sich denn euer Be-
rufsverband für euch ein? – Ihr habt gar
keinen Berufsverband? – Ach, ihr habt so-
gar viele, nur keinen, der verbindlich für
den ganzen Berufsstand sprechen kann?
– Verstehe, deshalb gibt es nun das PiA-
Politik-Treffen.“ 

„Ganz so schlimm steht es also nicht um
euch, offenbar gibt es sehr wohl ein ge-
meinsames Interesse daran, dass sich die
Ausbildungsbedingungen verbessern. Da
bin ich ja beruhigt! Ich vermute, dass der
Berufsstand der Psychotherapeuten es gar
nicht leicht hat, sich im Gesundheitssys -
tem zu behaupten. Da hilft es bestimmt,
wenn man an einem Strang zieht. Ich
 hoffe ja, dass es euch auf dem Treffen auch
weiterhin gelingt, euch untereinander ab-
zustimmen ... – Oha, ja, der Reformpro-
zess läuft jetzt an, und es geht um inhalt-
liche Details. Das klingt nach einer  neuen
Herausforderung, die ihr meistern müsst,
damit eure Probleme tatsächlich gelöst
werden!“ 

Weitere Informationen und alle Proto kolle
finden Sie unter piapolitik.de. Tragen Sie
sich gern in unseren Newsletter ein, um
Einladungen und Protokolle zugesandt zu
bekommen: piapolitik.de/kontakt. Kontakt:
info@piapolitik.de

Das PiA-Politik-Treffen
Nach Protestaktionen von Ausbildungs-
kandidaten im Jahr 2011 fanden sich erst-
mals Vertreter des bvvp, der DPtV, des vpp
und Katharina Simons zusammen, um ein
Forum für all diejenigen zu initiieren, die
sich für die Verbesserung der Ausbildungs-
bedingungen einsetzen wollen. Das erste
PiA-Politik-Treffen (PPT) fand im Früh-
jahr 2012 in Berlin statt. Seither treffen sich
die Aktiven mit zunehmender ideeller und
finanzieller Unterstützung von inzwischen
über 25 Verbänden halbjährlich in Berlin.
Die Zahl der Teilnehmer steigt stetig und lag
bei dem letzten Treffen bei 70 Personen.
Dabei konnten die Organisatoren im Lauf
der Treffen viele Vertreter aus der BPtK
und dem BMG sowie in der Gesundheits-
politik aktive Bundestagsabgeordnete als
Gäste begrüßen. 

Ebenfalls sind dort Aktionen auf Bundes-
ebene geplant und koordiniert worden wie
der bundesweite Flashmob und Protest-
briefe. Die Filme zur Situation der Ausbil-
dungskandidaten haben inzwischen über
30.000 Aufrufe erhalten (piapolitik.de/ video).
Auch eine Öffentlichkeitsarbeit wird in
Form einer Homepage und mit diversen
Pressemitteilungen geleistet. Ebenfalls ver-
abschiedet wurde eine Resolution zu Qua-
litätskriterien an Ausbildungsinstituten. 

Das nächste PPT findet am 22. Septem-
ber 2014 statt. Der bvvp als Mitinitiator des
PPT unterstützt die PiA seit Jahren bei ih-
ren Forderungen. bvvp

„Ich möchte meine berufliche Zukunft 
mitgestalten, denn die Änderungen
werden nicht nur die Therapeuten -
ausbildung, sondern unter Umständen
auch das gesamte Studium betreffen.
Seit ich als Studierendenvertreterin
teilnehme, haben wir unheimlich viele
sinnvolle Kooperationen geschlossen
und sind viel besser vernetzt. So können
wir aus studentischer Sicht Einfluss
auf die Gestaltung der Ausbildung 
nehmen.“  
Gabriele Schönau

„Das PiA-Politik-Treffen ermöglicht
mir einen umfassenden Einblick in die
aktuellen Probleme der Auszubilden-
den und bietet mir in der Diskussion
Lösungsansätze, diese im eigenen
 Institut zu bearbeiten. Der gegenseitige
Informationsaustausch kann außerdem
auch eine enge Abstimmung bei der
Planung von Maßnahmen zur
 Verbesserung der Ausbildungssituation
bieten.“  
Armin Lux

„Mir gefällt das PiA-Politik-Treffen, 
da man hier viele berufspolitisch 
Interessierte auf einem Haufen hat.
Und ich kann auf den aktuellen Stand
kommen, welche Aktionen geplant sind,
um die Ausbildung zu verbessern.“  
Julia Walendzik

„Auf dem PiA-Politik-Treffen können
alle, die aktiv sind, miteinander reden
und einen Konsens finden, unabhängig
von sonstigen berufspolitischen Äm-
tern. Und dabei verfolgen alle dasselbe
Ziel: die Ausbildung zu verbessern.
Außerdem hat es mir sehr geholfen,
mich als Neueinsteiger zu informieren
und zu orientieren.“  
Manuel Becker
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Basal, dual oder 
„kleine Lösung“?   
Zum Stand der Reform der 
Psychotherapeutenausbildung – ein Überblick   
Von Martin Klett, Stellvertretender Vorsitzender des bvvp 

___ Die Reform der Ausbildung zum
Psychotherapeuten ist überfällig. Darin
sind sich alle einig, Profession und Politik.
Weniger Übereinstimmung besteht darin,
wie eine solche Reform gestaltet sein soll. 

Das Bundesministerium für Gesundheit
(BMG) will eine sogenannte Direktausbil-
dung, also ein Psychotherapiestudium an
einer Hochschule, als Staatsexamensstu-
diengang mit Approbationsordnung kon-
zipiert. An dessen Ende soll wie bei den
Medizinern die Approbation erteilt wer-
den. In der Profession bestehen jedoch er-
hebliche Zweifel, ob das Modell der Me-
dizinerausbildung auf die Ausbildung der
Psychotherapeuten übertragen werden
kann. Insbesondere zwei grundsätzliche
Bedenken gibt es: 
• Kann an den Hochschulen die für eine
Approbation notwendige praktische Er-
fahrung (bei den Medizinern die Lehre
am Krankenbett) vermittelt werden?
• Kann der für die Ausbildung zum
Psychotherapeuten nötige Verfahrensbe-
zug an den Hochschulen so adäquat ver-
mittelt werden, dass eine Approbation am
Ende des Studiums verantwortbar ist?
Dies auch insbesondere im Hinblick auf
die Tätigkeit und das Kompetenzprofil der
bisherigen Kinder- und Jugendlichen-
psychotherapeuten. 

Drei Modelle als Lösungsvorschläge ha-
ben sich herauskristallisiert: 

1. Die basale Direktausbildung, bei der
ein neu zu schaffender Studiengang
Psychotherapie zur Approbation führt. Da-
mit wäre dann die berufsrechtliche Er-

laubnis zur Berufsausübung erteilt. Für
die sozialrechtliche Erlaubnis, also die Tä-
tigkeit im Rahmen der GKV als zugelas-
sener Kassenpsychotherapeut, müsste ei-
ne anschließende Weiterbildung absolviert
werden, in einem oder mehreren Psycho-
therapieverfahren und einem oder zwei
Altersschwerpunkten, für Erwachsene
und/oder Kinder und Jugendliche. 

Die oben genannten Bedenken betref-
fen vor allem dieses Modell. Dabei ist völ-
lig unklar, wie eine solche Weiterbildung
finanziert werden soll. Die Weiterzubil-
denden müssten ja nach Maßgabe der
Heilberufekammergesetze der Länder an-
gestellt und ausreichend vergütet werden. 

Unklar ist auch, woher die Mittel für
den Studiengang kommen sollen. Die Län-
der jedenfalls betonen vorsorglich, dass
eine Reform kostenneutral sein müsse, da
zusätzliche Mittel nicht bereitgestellt wer-
den könnten. Vonseiten der Kultusminis -
terien wird ebenfalls betont, dass ein neu-
er Studiengang nur als Bachelor/Master
denkbar sei. Man werde keinen Staats-
examensstudiengang neu zulassen. Wie
die Uneinigkeit zwischen BMG und Kul-
tusseite gelöst werden kann, ist ebenfalls
unklar: Kann ein BA/MA-Studiengang
konzipiert werden, dem eine Approba-
tionsordnung zugrunde liegt und der am
Ende zur Approbation führt? 

2. Die duale Direktausbildung, bei der
ebenfalls ein Psychotherapiestudium vor-
gesehen ist, das aber nicht zur Approba-
tion, sondern zu einer ersten Staatsprü-
fung führt, nach der die Ausbildung zum

Psychotherapeuten an den Ausbildungs-
instituten fortgesetzt wird. Am Ende stün-
de die Approbation und die Fachkunde in
einem oder mehreren Psychotherapie-
verfahren und einem oder zwei Alters-
schwerpunkten. 

Bei diesem Modell wäre ebenfalls zu
klären, wie ein Psychotherapiestudium fi-
nanziert werden kann, und auch, wie die
finanzielle Situation der PiA verbessert
werden kann. Welche Möglichkeiten gibt
es, die PiA auch während ihrer Ausbil-
dungszeit an den Instituten zu vergüten,
über die bisherigen – völlig unzureichen-
den – Möglichkeiten hinaus? 

3. Die sogenannte kleine Lösung, bei der
lediglich der Zugang zur Ausbildung den
Gegebenheiten nach der Bologna-Reform
angepasst wird. Dazu müssten der Master
und auch einige Studieninhalte als Zu-
gangsvoraussetzungen festgelegt werden.
Diese Lösung würde allerdings an der fi-
nanziellen Situation der PiA ebenfalls
nichts ändern. Dazu müssten weitere Re-
formen erfolgen. 

Die Berufsverbände führen zum Thema
Ausbildungsreform diverse Veranstaltun-
gen durch (siehe auch Seite 11), die Bundes-
psychotherapeutenkammer beziehungs-
weise dort der Länderrat der Landeskam-
mern hat mittlerweile ein Berufsbild und
daraus abgeleitet ein Kompetenzprofil er-
stellt. Ein Mindestanforderungsprofil an
eine Reform wurde auf dem letzten DPT
vorgestellt; im Herbst 2014 soll auf dem
DPT eine Richtungsentscheidung bezüg-
lich der Reform erfolgen. ___
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___ Im Zusammenhang mit der anstehenden Ausbildungsreform
der PP und KJP hat sich der bvvp mit zwei entscheidenden Fra-
gen beschäftigt: Erstens, wie viele jährliche Absolventen wer-
den benötigt, damit die Versorgung sichergestellt ist? Und zwei-
tens, welche finanziellen Ressourcen müssten hierfür in den
verschiedenen Modellen zur Verfügung gestellt werden? 

Ausgangspunkt der Überlegungen sind fünf 
Grundannahmen:
1. Ein wesentlicher Teil der Kompetenzen kann nur im 
ambulanten Setting erlernt werden. 
2. Längere Zeiträume von mindestens zwei bis drei Jahren
sind dafür notwendig. 
3. Ebenfalls notwendig ist ein mindestens einjähriger 
stationärer Anteil. 
4. Für den Erhalt der hohen Qualität muss die Ausbildung
weiterhin „aus einer Hand“ gestaltet sein. Das heißt, dass die
Koordination der Inhalte der verfahrensspezifischen Aus- bzw.
Weiterbildung (Theorie, Patientenkontakte und Behandlungen
unter Supervision, Selbsterfahrung) durch Institute erfolgt. 
5. Eine ausreichende Kapazität an aus- bzw. weiterbildenden
Instituten im ambulanten Bereich ist unverzichtbar für die 
zukünftige Bedarfsdeckung. 

Wie viele Absolventen werden benötigt?
Die Absolventenzahl im Bereich der PP und KJP stieg in den letz-
ten Jahren kontinuierlich, bis auf 2.214 im Jahr 2013. Dies über-
steigt die Zahl der aus dem Berufsleben ausscheidenden Kollegen
und Kolleginnen erheblich, deckt aber möglicherweise einen Nach-
holbedarf, da die Rate der Ausscheidenden lange über der Zahl der
jährlichen Absolventen lag. Die derzeitige Anzahl ambulant täti-
ger Psychotherapeuten ist jedenfalls angesichts bestehender War-
tezeiten und Leistungen in der Kostenerstattung weiterhin not-
wendig. Bisher von Nichtapprobierten erbrachte Leistungen im
Angestelltenbereich werden nach einer Novellierung des PsychThG
und im Rahmen der veränderten Anforderungen an Qualifika-
tionen künftig von approbierten Psychotherapeuten erbracht wer-

den müssen. Unklar ist, wie sich die Ausweitung der ambulanten
und teilstationären Tätigkeitsfelder im Rahmen neuer, beispiels-
weise integrierter Versorgungskonzepte auf den zukünftigen Be-
darf auswirkt. Hier ist insgesamt also eher mit einer Ausweitung
des Bedarfs an Psychotherapeuten gegenüber der heutigen Zahl
zu rechnen. Betrachtet man die Altersstruktur der PP und KJP,
dann fällt überdies auf, dass in den nächsten Jahren viele aus dem
Berufsleben ausscheiden werden – siehe Tabelle 1.

Auf Grundlage dieser beiden Studien zur Altersstruktur und unter An-
nahme einer durchschnittlichen Berufstätigkeit bis zum 65. Lebens-
jahr (die Dauer der Berufstätigkeit spielt bei diesen Berechnungen ei-
ne wichtige Rolle) stellt Tabelle 2 die notwendige Anzahl an jährlichen
Absolventen dar, wenn die Gesamtzahl der PP und KJP von 33.588
(Stand 31.12.2009, Quelle: BPtK) erhalten würde. Nicht mit eingerech-
net ist eine mögliche Ausweitung des Bedarfs, wie oben beschrieben. 

Können wir uns 
das leisten?   
Was kostet eine Reform der Psychotherapeutenausbildung 
bei Sicherstellung einer ausreichenden Versorgung?
Einige Modellrechnungen   
Von Ariadne Sartorius und Ulrike Böker, Vorstandsmitglieder im bvvp
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WALENDZIK ET AL.* NÜBLING ET AL.**                                                          

ALTER ANZAHL IN % ALTER ANZAHL IN % 

< 30 10 0,4 % < 30 10 0,3 %
31–40 147 6,0 % 31–35 134 3,6 %

36–40 204 5,5 %
41–50 898 36,4 % 41–45 431 11,7 %

46–50 721 19,6 %
51–60 1.100 44,5 % 51–55 828 22,5 %

56–60 844 22,9 %
> 60 315 12,8 % > 60 509 13,8 %

Tabelle 1: Altersstrukturen in der psychotherapeutischen 
Versorgung  

*A. Walendzik, C. Rabe-Menssen, G. Luchs, J. Wasem, R. Jahn: „Erhebung 
zur ambulanten psychotherapeutischen Versorgung 2010“; Stichprobengröße 
N = 2.497 PP/KJP 
**R. Nübling, J. Schmidt, D. Munz 2010: „Psychologische Psychotherapeuten 
in Baden-Württemberg – Prognose der Versorgung 2030“; Stichprobengröße: 
N = 3.681 in der LPK BW registrierte PP 
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Eine weitere Überschlagsrechnung kann anhand der Statistik
der BPtK aus dem Jahr 2012 erstellt werden. Etwa 22.100 PP
und KJP waren im Erhebungsjahr in eigener Praxis tätig, die
innerhalb von 25 Jahren Berufstätigkeit (40 bis 65 Jahre) ersetzt
werden müssen – das sind 884 pro Jahr. Weitere etwa 13.400 PP
und KJP waren in anderen Einrichtungen der psychosozialen
Versorgung tätig, die innerhalb von 35 Jahren Berufstätigkeit
(30 bis 65 Jahre) ersetzt werden müssen – 383 pro Jahr. Dies er-
gibt einen Gesamtbedarf an Absolventen von 1.267 pro Jahr. 

Status quo der Kosten? 
In den Gesamtkosten für die Institute, die derzeit von den Kran-
kenkassen getragen werden, sind neben der Vergütung der von
Ausbildungsteilnehmern erbrachten psychotherapeutischen Leis -
tungen Sichtungs- und Auswahlgespräche durch die Ausbilder
enthalten. Die Vorhaltekosten der Institute für die Bereitstellung
der Ambulanzen in Höhe von etwa 20 Prozent der Gesamtkosten
werden durch Abzüge an der Vergütung der Behandlungsleis -
tungen der PiA und/oder durch Semestergebühren finanziert. Die
Auszahlungsquoten für die geleisteten Behandlungsstunden va-
riieren, da es hier keinerlei verbindliche Regelungen gibt. Je
nach Institut und Verfahren entstehen für die Ausbildungsteil-
nehmer neben den Semestergebühren noch erhebliche Kosten
für Supervision und Selbsterfahrung beziehungsweise Lehr-
therapien. 

Welche Kosten entstehen im Modell der 
basalen Direktausbildung? 
In diesem Modell (zu den unterschiedlichen Modellen, die dis -
kutiert werden, siehe auch den Beitrag von Martin Klett auf  
Seite 24) ist mit höheren Kosten für Sekretariat, Ambulanzlei-
tung, Räumlichkeiten, Honorare für Dozenten und Supervisio-
nen zu rechnen, sowie eventuell teilweise auch für Selbsterfah-
rung beziehungsweise Lehrtherapie, da der angestellte Weiter-
bildungsteilnehmer keine Gebühren oder Supervisionskosten
entrichten muss. Als Gehalt werden 4.030 Euro brutto veran-
schlagt. Dies entspricht einem Assistenzarztgehalt im ersten
Jahr. Addiert werden 24 Prozent Sozialabgaben. Das sind pro
Weiterbildungsteilnehmer jährlich insgesamt etwa 60.000 Euro.
Des Weiteren müssen Vorhaltekosten der Institute finanziert

werden, etwa 20 Prozent der Gehaltskosten von 60.000 Euro, al-
so 12.000 Euro im Jahr. Hinzu kommen 10.000 Euro Seminar-
gebühren, 16.000 Euro Supervisionskosten (200 Stunden) und
10.000 Euro für 120 Stunden Selbsterfahrung. Also zusammen
36.000 Euro, die sich auf die Gesamtzeit der ambulanten Weiter-
bildung verteilen. Grundlage der folgenden Überschlagsrech-
nungen in Tabelle 3 bilden unterschiedliche ambulante Weiter-
bildungszeiten sowie Ganz- und Halbtagsmodelle. 

Die Kosten für den ambulanten Ausbildungsteil würden sich im
Rahmen einer basalen Direktausbildung im Vergleich zu heute
ungefähr vervierfachen. Dabei sind noch nicht die höheren In-
stitutskosten aufgrund höherer Raumkosten, höherer Verwal-
tungskosten und aufgrund der Verpflichtung, Rücklagen zu bil-
den, einberechnet. Auch höhere Kosten durch Verlängerung der
Weiterbildungszeit einzelner Teilnehmer sind nicht berück -
sichtigt. Würde man davon ausgehen, dass die Weiterbildungs-
teilnehmer „sich selbst erwirtschaften“ müssten, und ginge man
dabei von 40 Arbeitswochen im Jahr sowie einem gemittelten
Stundensatz von 78 Euro aus, ergäben sich die in Tabelle 4 dar-
gestellten zu leistenden Sitzungen.

Sollte ein Teilnehmer wegen Krankheit ausfallen, müsste dies
durch andere Teilnehmer kompensiert werden. Das bedeutet
zusätzliche Behandlungsstunden. Neben der Frage, ob diese  hohe
wöchentliche Arbeitsbelastung realistisch und zumutbar ist und
die Entwicklung einer Therapeutenpersönlichkeit fördert oder
überhaupt ermöglicht, ist die Mengendynamik an Weiterbil-
dungsfällen auf die Tragbarkeit ihrer Auswirkungen hin zu unter-
suchen. 

ZEITRAUM GESAMT PRO JAHR GESAMT PRO JAHR

bis 2015 4.232            846 4.635 927
2016–2020 7.557 1.511
2021–2025 14.947 1.495 7.692 1.538
2026–2030 6.583 1.316
2031–2036 12.092 1.209 3.929 786

Tabelle 2: Berechnungen zum Versorgungsbedarf

NACH WALENDZIK 
ET AL.
HOCHRECHNUNG 
AUF N = 33.588

NACH NÜBLING 
ET AL.
HOCHRECHNUNG 
AUF N = 33.588

2,5 JAHRE 3 JAHRE 4 JAHRE
VOLLZEIT VOLLZEIT HALBTAGS

Sitzungen pro Jahr 1.108 1.077 563
Sitzungen pro Woche 27,7 27 14,1
Sitzungen gesamte WB-Zeit 2,769 3.231 2.252

Tabelle 4: Berechnungsmodelle für Sitzungen 

Tabelle 3: Überschlagsrechnungen für 
unterschiedliche Modelle

*Hochrechnung auf Grundlage der Institutskosten in Baden-Württemberg

62.500 € 216.000 € 252.000 € 175.800 €
13.300 € 86.400 € 84.000 € 43.950 €

125 Mio. € 432 Mio. € 504 Mio. € 351 Mio. €
62,5 Mio. € 216 Mio. € 227 Mio. € 175,5 Mio. €

Teilnehmer Gesamt
Pro Jahr

Jahrgang 2.000 TN
1.000 TN

DAUER DERZEIT 
4,7 JAHRE*

2,5 JAHRE
GANZTAGS

4 JAHRE
HALBTAGS

3 JAHRE
GANZTAGS

SCHWERPUNKT
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Welche Kosten entstehen beim dualen Modell?
In diesem Modell soll die Praktische Tätigkeit, das derzeitige
„Psychiatriejahr“, in das Studium vorverlegt werden. Es könnte
dort durch ein BAföG-Darlehen finanziert werden, das dann spä-
ter zurückgezahlt werden muss. Des Weiteren gibt es die Forde-
rung nach einer „angemessenen Vergütung“ für die stationäre
und ambulante Praktische Ausbildung. Es wird kein zusätzli-
ches Geld für den ambulanten Ausbildungsabschnitt in den In-
stitutsambulanzen und Lehrpraxen angesetzt, da sich das Stun-
denvolumen an Therapien und die Organisation der Institute
nicht verändern würden. Die Forderung nach „angemessener
Vergütung“ soll durch „angemessene Ausbildungsverträge“ ge-
währleistet werden. Hinzu kommen die Kosten für den statio-
nären Teil der Praktischen Ausbildung. Hier werden Vergü-
tungsansprüche für zwölf Monate angesetzt. Wie hoch diese sind,
ist dabei noch unklar. Diskutiert werden Ansprüche analog zum
Referendariat von Lehrern oder Juristen mit 1.000 bis 1.500  Euro
im Monat. Dies würde allerdings die prekäre Situation der Aus-
bildungskandidaten nur unwesentlich verbessern. Deshalb wer-
den hier alternativ Berechnungen mit einem für Psychologen in
Kliniken üblichen Gehalt TVöD 14, Stufe 1 angestellt. 

Vergleich der Kosten in den verschiedenen Modellen
Tabelle 5 veranschaulicht die Gesamtkosten der stationären Prak-
tischen Ausbildung in verschiedenen Modellen. Noch beeindrucken -
der werden die Zahlen, wenn man sich die Gesamtkosten der ein-
zelnen Ausbildungsmodelle vor Augen hält, wie es Tabelle 6 zeigt. 

Hier wird mehr als deutlich, dass es eine Reform nicht kosten-
neutral geben kann. Zum Vergleich: Das jährliche Gesamtho-
norarvolumen für Psychotherapie im Rahmen der kassenärzt-
lichen Versorgung beläuft sich auf 1,5 Milliarden Euro. 

Bei der Frage möglicher öffentlicher Förderung, zum Beispiel
durch Zuschläge auf den Punktwert oder durch ein Stiftungs-
modell, ist zu prüfen, ob die unter derzeitigen Vergütungsbe-
dingungen nicht finanzierten Weiterbildungskosten realisti-
scherweise derart aufgestockt werden können. Bei der optimis -
tischen Annahme von 100 Euro pro Sitzung würde sich die der-
zeitige Ausbildung (bei 1.000 Teilnehmern/Jahr) auf etwas über
80.000 Euro verteuern; die im Rahmen einer Weiterbildung zu
erbringende Wochenbehandlungszeit läge dann bei knapp 22 Sit-
zungen (2,5 Jahre ganztägige Weiterbildung). 

Selbst bei Annahme einer zusätzlichen Förderung durch Stif-
tungsgelder von 1.000 Euro im Monat wären von den Weiterbil-
dungsteilnehmern über die 2,5 Jahre hinweg immer noch durch-
schnittlich knapp 19 Behandlungsstunden zu erbringen.

Es ist somit völlig klar, dass der ambulante Teil der Weiter-
bildung sich unter den gegebenen Unterkalkulierungen des Ein-
heitlichen Bewertungsmaßstabs nicht selbst tragen kann und es
völlig undenkbar ist, dass die Teilnehmer „sich selbst erwirt-
schaften“. ___

Offene Fragen
Vor jeder endgültigen Festlegung auf ein Modell 
sind folgende Fragen anhand realitätsgerechter
Entwicklungsprognosen zu klären: 
1. Was kostet ein Psychotherapiestudium? – Zum Vergleich:
Ein Diplomstudiengang kostet circa 50.000 Euro, ein 
Medizinstudium 210.000 Euro (Quelle: Statistisches Bundes-
amt, „Hochschulen auf einen Blick“, 2010). 
2. Wie viele Universitäten/Hochschulen können welche 
Kapazitäten für ein Psychotherapiestudium in welcher Zeit
vorhalten?
3. Welche finanziellen Mittel kann und will die öffentliche
Hand realistischerweise bereitstellen? 
4. Wäre eine Finanzierung mit Stiftungsgeldern finanzierbar
und gesichert? 
5. Wo sind welche Flaschenhälse zu erwarten?
6. Was passiert gegebenenfalls mit den approbierten 
Studienabsolventen im Weiterbildungsmodell, 
die keine Weiterbildungsstelle finden? 
7. Wie viele Behandlungsleistungen pro Woche kann ein 
Teilnehmer im ambulanten Setting (auch qualitativ) leisten? 
8. Können Institute einschließlich kooperierender 
Weiterbildungspraxen eine ausreichend hohe Anzahl 
von Patienten rekrutieren?
9. Was bewirkt die Massierung der Patienten von 
Weiterzubildenden hinsichtlich der Praxisauslastung 
der Niedergelassenen vor Ort? 
10. Welche Auswirkungen hätte eine derartige Erhöhung 
der für die Fachkunde erforderlichen Behandlungsfälle auf 
die Bedarfsplanung? 

Bruttogehalt 4.030 € 1.500 € 3.600 €
Gehalt inkl. 
Sozialabgaben 4.997 € 1.860 € 4.464 €
Gesamtkosten / TN 150.000 € 22.320 € 53.500 €
1.000 TN / Jahrgang 150 Mio. € 22,3 Mio. € 53,5 Mio. €
2.000 TN / Jahrgang 300 Mio. € 44,6 Mio. € 107 Mio. €

Tabelle 5: Gesamtkosten der stationären Praktischen 
Ausbildung in den verschiedenen Modellen

BASAL (2,5 JAHRE) DUAL I (1 JAHR)
(„REFERENDARIAT“)

DUAL II (1 JAHR)
(TVÖD 14, STUFE 1)

Ambulante 
Kosten / TN 216.000 € 62.500 € 62.500 €
Stationäre 
Kosten / TN 150.000 € 22.320 € 53.500 €
Gesamtkosten / TN 366.000 € 84.820 € 116.000 €
1.000 TN / Jahr 366 Mio. € 85 Mio. € 116 Mio. €
2.000 TN / Jahr 732 Mio. € 117 Mio. € 232 Mio. €

Tabelle 6: Gesamtkosten der einzelnen Ausbildungsmodelle 

BASALE WEITERBILDUNG 
5 JAHRE (2,5 + 2,5)

DUAL I
(„REFERENDARIAT“)

DUAL II
(TVÖD 14, STUFE 1)
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___ Die Weiterbildung der Ärztinnen und
Ärzte fällt in die Zuständigkeit der Lan-
desärztekammern, sodass es durchaus
Unterschiede zwischen den einzelnen
Bundesländern geben kann. Es gibt aber
einen bundeseinheitlichen Rahmen, in -
nerhalb dessen die Weiterbildungsordnung
gestaltet werden kann, nämlich die Mus -
terweiterbildungsordnung der Bundes-
ärztekammer. Aktuell weitgehend gültig
ist immer noch die Version von 1992, auch
wenn es zwischenzeitlich einige Ände-
rungen gegeben hat. Im Prinzip handelt es
sich um eine Zusammenstellung von Leis -
tungen, die ein Arzt in seiner Weiterbil-
dung erbracht haben muss, um eine Ge-
bietsbezeichnung, eine Zusatzbezeichnung
oder eine Schwerpunktbezeichnung er-
werben zu können. 

Dabei handelt es sich bei den verlangten
Inhalten und Zeiten um Mindestauflagen.
Die Weiterbildung muss in angemessen ver-
güteter, hauptberuflicher Ausübung an zu-
gelassenen Weiterbildungsstätten durch zur
Anleitung befugte Ärzte und/oder Teil-

nahme an anerkannten Kursen erfolgen.
Die Weiterbildung zum Facharzt kann erst
nach Erteilung der Approbation als Arzt er-
folgen. Die Weiterbildungszeiten, die für die
Facharztweiterbildung angerechnet werden
können, müssen eine Mindestzeit umfas-
sen, können allerdings auch in Teilzeittä-
tigkeit erworben werden, wenn dann die
entsprechenden Zeiten erbracht werden.
Der Erwerb einer Schwerpunktbezeichnung
baut auf der Facharztweiterbildung auf.  

2003 erfolgte der erste Beschluss des
Deutschen Ärztetages, dass die Muster-
weiterbildungsordnung novelliert werden
soll. Auf dem Deutschen Ärztetag 2010 er-
folgten dann wichtige Weichenstellungen
zur vorgesehenen Novellierung. Die Be-
rufsverbände konnten sich bis zum 
30. April 2013 über eine Wiki-BÄK-Platt-
form zu der Novellierung äußern; inzwi-
schen haben alle Berufs- und Fachver-
bände ihre Stellungnahmen eingereicht –
in insgesamt 108 Eingaben. 

Das Ziel ist eine prinzipielle Änderung
der Herangehensweise: Statt der Aufstel-

Was tut sich 
in der ärztlichen 
Weiterbildung?   
Die Novellierung der Musterweiterbildungs -
ordnung für Ärzte bot Anlass, grundsätzlich
über das Berufsbild nachzudenken: Bei der
Weiterbildung sollen nun verstärkt fachliche 
Fähigkeiten im Vordergrund stehen  
Von Erika Goez-Erdmann, Vorstandsmitglied des bvvp 
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lung von abzuarbeitenden Listen von Leis -
tungen sollen nun fachliche Fähigkeiten
definiert werden.

Aus diesem Grund erfolgt im Rahmen
der Novellierung der Weiterbildungs -
ordnung auch eine Diskussion zum Be-
rufsbild der Ärztinnen und Ärzte: Dabei
wurden folgende „CanMeds-Rollen“ zu-
sammengetragen (es handelt sich dabei
um Überlegungen des Royal College of
Physicians and Surgeons of Canada,
RCPSC, aus dem Jahr 2005):

• Medical Expert (medizinischer 
Sachverständiger)

• Communicator (kompetent in der
Kommunikation)

• Collaborator (bereit zur
Zusammenarbeit)

• Manager
• Health Advocate (Gesundheitsförderer)
• Scholar (bereit für lebenslanges 

Lernen)
• Professional (Berufsrepräsentant)

Außerdem sollen Weiterbildungsblöcke
benannt werden, die zu Weiterbildungs-
modi führen. Festgelegt wurden nun fol-
gende Ebenen der Weiterbildungsmodi:

• WB Modus 1: Grundlagenwissen
• WB Modus 2: Kennen
• WB Modus 3: Beherrschen 

Es sollte die Möglichkeit geben, dass die
Weiterzubildenden zeitnah eine Art Log-
buch führen – eventuell ein elektronisches
Logbuch. Dieses könnte bei der Landes -
ärztekammer geführt werden und würde
unter anderem auch den Weiterzubilden-
den helfen, die sich nicht trauen, ihre Wei -
terbildungsinhalte bei ihrem Chef einzu-
fordern. 

Außerdem könnte ein gesondertes Cur-
riculum für jede Facharztweiterbildung er-
stellt werden, das nicht innerhalb der Mus -
terweiterbildungsordnung detailliert aufge-
führt wird, sondern sozusagen als Anhang
zur Weiterbildungsordnung gedacht ist. Das
würde zu einer Verschlankung der Weiter-

bildungsordnung führen, und die Curricu-
la ließen sich schneller aktualisieren, weil
nicht jeweils eine Änderung der bundes-
weiten Musterweiterbildungsordnung be-
nötigt würde. Bei der jetzigen Regelung wer-
den durch die langen Verfahrenswege Ana-
chronismen mitgeschleppt, die dann ver-
mieden werden könnten. 

Aktuell wird bearbeitet, wie die allge-
meinen Inhalte für alle Weiterbildungen
aussehen sollten und welche Weiterbil-
dungsinhalte die speziellen Curricula für
die einzelnen Fächer enthalten müssen.

Der weitere zeitliche Ablauf sieht vo -
raussichtlich so aus:

Seit Frühjahr 2014 gibt es Unterar-
beitsgruppen unter der Federführung
verschiedener Landesärztekammern für
die ersten ausgewählten Fachgebiete (All-
gemeinmedizin, Kinder- und Jugend-
medizin, Orthopädie und Unfallchirur-
gie, Radiologie). 

Ab Sommer 2014 kommen die Unterar-
beitsgruppen in den Fachgebieten Innere
Medizin, Gynäkologie, HNO/Augen und Psy-

Manche äußern die Sorge, 
dass wachsende Anforderungen 

der Weiterbildung eine 
zusätzliche Hürde aufbauen – und den

Ärztemangel verschärfen könnten 
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chiatrie und Psychotherapie (federführen-
de Landesärztekammer zu Psychiatrie und
Psychotherapie: Brandenburg) hinzu. 

Ab Herbst 2014 soll die Konsentierung der
erarbeiteten Ergebnisse der Unterarbeits-
gruppen zur weiteren Bearbeitung erfolgen.

Ab Winter 2014 sollen weitere Fächer und
weitere Themen hinzukommen.

Die Endversion der novellierten Muster-
weiterbildungsordnung wird voraussicht-
lich auf dem Deutschen Ärztetag 2017 be-
schlossen und 2018 oder 2019 in den
 Landesärztekammern umgesetzt. Erst 2024
werden somit die ersten Fachärzte ihre
Weiterbildung nach der neuen Musterwei-
terbildungsordnung abschließen.

Es zeigten sich in der ersten Runde be-
reits Schwierigkeiten in der Umsetzung:
Viele Autoren bedingen unterschiedliche
Arten der Darstellung; die Inhalte wer-
den unklar den verschiedenen Modi zu-
geordnet, es finden sich unterschiedliche
Detailtiefen und Nomenklaturen, Fach-
termini werden nicht einheitlich benutzt,
Begründungen für Richtzahlen fehlen.

Auf dem Deutschen Ärztetag 2014 wur-
den weitere Einzelaspekte diskutiert, die
im Folgenden stichwortartig zusammen-
gefasst werden sollen: 

• Lernziele der Weiterzubildenden sollen
auch an den Lernzielkatalog der Studie-
renden angeglichen werden.
• Methoden der evidenzbasierten Medi-
zin sind in alle Fächer aufzunehmen.
• Die Aufnahme der psychosomatischen
Kompetenz in die Fächer mit Patienten-
kontakt wurde gefordert. Balintgruppen
oder ähnliche Veranstaltungen sind in der
ärztlichen Weiterbildung für alle Ärztin-
nen und Ärzte erforderlich.
• Die Teilzeitmöglichkeiten in der Weiter-
bildung sollten erweitert werden. Auch
Abschnitte von drei Monaten sollten an-
rechenbar sein.
• Während der Weiterbildungszeit sollen be-
gleitende („longitudinale“) Prüfungen ein
Feedback zur fachlichen Entwicklung er-
möglichen, und erworbene Kompetenzen
sollten zeitnah dokumentiert werden.
• Die Wiederholungsmöglichkeiten der Fach-
arztprüfung sollten nicht begrenzt werden.
• Es muss Regelungen geben, wie die
Weiterbildungsbefugnisse der Weiterbil-
denden nach der neuen Weiterbildungs-
ordnung erteilt werden – aktuell gibt es
12.000 Weiterbildungsbefugnisse, die über-
prüft und an die neue Weiterbildungsord-
nung angepasst werden müssen. 

• Weiterbildung kommt in den Kliniken
oft durch den hohen Arbeitsdruck zu kurz.
Die Landesärztekammern sollen die
Weiterbildungsbefugten unterstützen, et-
wa durch Schulungen und Mentoren.
Kontrollen durch die Landesärztekam-
mern könnten die Chefärztinnen und 
-ärzte unterstützen, um ihre Aufgaben als
Weiterbilder bei der Klinikleitung durch-
setzen zu können. Die Weiterbildung von-
seiten der Landesärztekammern zu be-
aufsichtigen wäre allerdings in hohem
Maße kostenintensiv. 
• Es sollte eine Weiterbildungsevaluation er-
folgen: Die Weiterbildungsstellen sollten am
Ende der Weiterbildung bewertet werden,
und die Ergebnisse sollen einmal jährlich
erhoben und unter Nennung der Weiterbil-
dungsstätte veröffentlicht werden. 
• Weiterbildung muss dazu führen, dass
derjenige, der die Fachweiterbildung ab-
solviert hat, auch als niedergelassener
Arzt dementsprechend abrechnen kann
und die abzurechnenden Leistungen in
dem Maße erlernt hat, wie es auch die
Zulassung sowohl zur kassenärztlichen
als auch zur privatärztlichen Versorgung
erfordert. Dabei müssen sich die For -
derungen von KV und PKV nach der

Die fachlichen Qualifikationen 
zwischen den künftigen Ärztlichen 
Psychotherapeuten und den 
psychotherapeutisch Tätigen 
anderer Professionen sollten 
vergleichbar sein
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Weiterbildungsordnung richten und nicht
umgekehrt.
• Es wurde die Sorge vor den wachsen-
den Anforderungen der Weiterbildung ge-
äußert, die trotz des Ärztemangels eine
zusätzliche Hürde aufbauen könnten. Be-
reits jetzt besteht ein höherer Bedarf an
Weiterbildungsassistenten und Fachärz-
ten sowohl in den Kliniken als auch in
den Arztpraxen, der nicht in ausreichen-
dem Maße gedeckt werden kann. 
– Das liegt zum Teil daran, dass durch die

neuen Arbeitszeitregelungen und durch
eine veränderte Haltung zur Vereinbar-
keit von Familie, Freizeit und Beruf
mehr Ärztinnen und Ärzte benötigt wer-
den, um dieselbe Anzahl von Stunden
abzudecken, als vor einigen Jahrzehn-
ten. 

– Außerdem sind zahlreiche Aufgaben-
felder hinzugekommen, die einen höhe-
ren Personaleinsatz erforderlich machen. 

– Zum anderen hat sich die Zahl der Me-
dizinstudienplätze seit den 1990er-Jah-
ren von 12.000 Absolventen pro Jahr auf
10.000 reduziert, obwohl durch die deut-
sche Einheit eigentlich die Zahl hätte
erheblich anwachsen müssen. 

– Ein Teil der jungen Ärzteschaft sucht
die berufliche Perspektive im Ausland
oder in nichtkurativen Bereichen. 

– Schließlich besteht eine gewisse Über-

alterung der jetzt berufstätigen Ärzte,
sodass in den nächsten Jahren der Nach-
wuchsmangel noch deutlicher zu spü-
ren sein wird. Dabei sind die sogenann-
ten P-Fächer besonders betroffen. Der
Deutsche Ärztetag hat deshalb im Jahr
2013 die Erweiterung der Pflichtzeiten
in der Facharztweiterbildung zum Fach-
arzt für Psychiatrie und Psychotherapie
abgelehnt.  

• Es wird die Forderung nach einer ange-
messenen Finanzierung der ärztlichen
Weiterbildung erhoben. Aktuell besteht
die Möglichkeit, dass ein Teil der Weiter-
bildung im allgemeinärztlichen Bereich
in entsprechenden Praxen abgeleistet wer-
den kann und das Gehalt der Weiterbil-
dungsassistenten durch die KVen sub-
ventioniert wird. Es wird nun gefordert,
dass auch im fachärztlichen Bereich ein
Teil der Weiterbildung nicht nur im am-
bulanten Bereich abgeleistet werden kann,
sondern analog dazu finanziell unterstützt
wird. Es wird argumentiert, dass die
Weiterbildung sowohl der Haus- als auch
der Fachärzte im Interesse der Allge-
meinheit steht und deshalb auch insge-
samt finanziell unterstützt werden sollte
– sowohl im klinischen als auch im nieder-
gelassenen Bereich.
• Die Novellierung der Weiterbildungs-
ordnung darf nicht dazu führen, dass

Weiterbildungsassistenten schlechter be-
zahlt werden als bisher.
• Es sollte verhindert werden, dass die Kos -
ten einer Weiterbildung dazu führen, dass
eine Selektion der Weiterzubildenden nach
finanziellen Möglichkeiten erfolgt. Psycho-
therapeuten müssen zum Beispiel oft ihre
Weiterbildung mit hohen Beträgen selbst
bezahlen (beispielsweise Supervisionen).
Es sollte sichergestellt werden, dass die
Kos ten der Weiterbildung nicht den Weiter-
zubildenden aufgebürdet werden. 

Im Zusammenhang mit der Novellie-
rung der Weiterbildungsordnung der Ärz-
tinnen und Ärzte ist es das Anliegen des
bvvp, dass die Anforderungen, die an die
künftigen Ärztlichen Psychotherapeutin-
nen und Psychotherapeuten der ver-
schiedenen Facharztorientierungen ge-
stellt werden, zum einen eine gute Grund-
lage für die ambulante Arbeit in der
Psychotherapie bieten (zeitnahe Erstver-
sorgung, Richtlinienpsychotherapie, Er-
haltungstherapie), zum anderen bezogen
auf das Tätigkeitsfeld der Richtlinienpsy-
chotherapie eine vergleichbare fachliche
Qualifikation zwischen den Ärztlichen
Psychotherapeuten und den psychothera-
peutisch Tätigen anderer Professionen
(Psychologische Psychotherapeuten und
Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten) gewährleisten. ___
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Die Wunschfee hat losgelassen  
Stefan Hammel plädiert in seinem Buch „Loslassen und 
Neues ins Leben lassen“ für den Mut, sich von Dingen zu 
verabschieden, die das eigene Leben beschweren 
Von Peter Stimpfle, bvvp-Mitglied Bayern 

___ In einer Zeit grassierenden Burn-out-
Syndroms, in der sogar ein Papst zurück-
tritt, scheint ein Buch (von einem evan-
gelischen Pfarrer) zum Thema Loslassen
hochaktuell. Denn was benötigt man,
wenn Körper und/oder Seele nicht mehr
mitmachen? Vielleicht die Fähigkeit, los-
zulassen, um somit etwas ander(e)s oder
Neues ins Leben zu lassen, meint Stefan
Hammel. Aber, fragt er, wie soll oder kann
das gehen? Möglicherweise verwechseln
wir als Gesellschaft Loslassen mit Nieder-
lage oder Aufgeben, weshalb wir es kaum
noch gewohnt sind, Dinge einfach ge-
schehen zu lassen. Glauben wir etwa, alles
aktiv gestalten zu müssen, sogar die Ent-
spannung? – Wie soll ich das machen,
loslassen? Das fragen mich oft Patienten,
worauf ich antworte, so wie ein Bauer, der
das Gras wachsen lässt und nicht dran
zieht, damit es schneller wächst. 

Hammel bedient sich in „Loslassen und
Neues ins Leben lassen“ seiner gewohnten
Methode des Geschichtenerzählens. Lange
oder kurze, interessante oder heilsame,
alltägliche oder besondere Anekdoten und
Geschichten über das Loslassen. Frühere
Generationen waren es gewohnt, ihre
Wünsche an den lieben Gott zu richten
oder wie beim Froschkönig die Kugel im
Brunnen versinken zu lassen, woraufhin
der Frosch sie zurückbrachte. Da solche
Methoden offensichtlich nicht mehr funk-
tionieren und Klagen oder passives Ab-
warten auch nicht weiterhilft, sind wir
heutzutage vor die Situation gestellt, das
Loslassen selbst in die Hand zu nehmen. 

Darin könnte auch eine Chance liegen,
unser Schicksal und Leben selbst in die

Hand zu nehmen und unser Leben zu er-
neuern. Vieles können wir loslassen, seien
es Ängste und Sorgen, die uns belasten,
oder (überhöhte) Erwartungen – an uns
selbst oder andere. Oder Prinzipien, Ideale
oder Unerledigtes. 

Ich muss freimütig zugeben, dass ich
selbst mich mit dem Titel des Buches auch
nach mehrmaligem Lesen schwertue. Zu-
nächst erweckte er bei mir den Eindruck
eines weiteren Buches zum Thema
Gelassenheit. Eine Mode, wie es mir
manchmal scheint, alles gelassen nehmen
zu müssen – man soll gelassen bleiben,
wenn man gemobbt wird oder der Mann
fremdgeht. Ist es wirklich immer an-
gebracht, gelassen darüberzustehen und
passiv zu bleiben? Gelassen einen Ab-
schied von einem geliebten Menschen –
gefühllos – hinzunehmen? Sind das nicht
Kennzeichen einer Gesellschaft, in der
sich die Menschen immer mehr wie Ma -
schinen organisieren, anstatt zu fühlen?
Dauernd gelassen lächeln, ist das nicht
lächerlich?, fragte ich mich. 

Der Inhalt des Buches entschädigte
mich dann aber, denn was ich hier las,
braucht Mut und Kraft: sich von Dingen
zu verabschieden, die einem nicht – mehr
– nützen, sondern das Leben beschweren
oder behindern, seien es Ängste oder
ideale Vorstellungen und Wünsche, die im
Grunde gar nicht zu einem passen. „Mut-
willige Selbst-Begrenzungen“ hieß ein
Seminar des geschätzten Kollegen Rein-
hold Bartl, in dem ich lernen konnte, dass
es Mut braucht, sich zu beschränken, bei
sich zu bleiben. Insofern würde ich das
Buch eher „Mut zur Selbstbegrenzung“

oder „Mut zum konstruktiven Umgang
mit Endlichkeit“ nennen wollen, das passt
meiner Meinung nach besser zum Inhalt. 

Denn Hammel fragt: Was ist eigentlich,
wenn unsere – durchaus berechtigten –
Wünsche in Erfüllung gegangen sind?
Passt das dann überhaupt zu uns? Bei-
spielsweise wenn man in die Schule gehen
könnte, ohne zu lernen (oder in die The -
ra pie, ohne sich der Angst stellen zu müs -
sen; oder als Therapeut Erfolg haben könn-
te, ohne sich mit Patienten abgeben zu
müs sen). Wenn man mit 40 Jahren in
Rente gehen könnte oder man eine Million
Euro gewinnen würde. Die Wünsche erfül -
lende Fee hat aus diesem Grund in Ham -
mels Buch ihren (zugegebenermaßen sehr
interessanten) Job resigniert aufgegeben –
weil sie oft erfahren musste, dass die Wün -
sche nicht wirklich zu den Leuten passen. 

Etwas schade ist, dass Verlage und
Kunden sich so stark auf plakative Schlag-
worte wie „Loslassen“ fixieren. Denn zum
Loslassen gehört gleichzeitig ja auch das
Bewahren von Sinnvollem sowie das An-
gehen von Neuem. ___

Stefan Hammel: 
Loslassen und Neues 
ins Leben lassen  
Wegweisende 
Geschichten

Verlag Kreuz, Freiburg 
1. Auflage 2013 
160 Seiten, 14,99 Euro 
ISBN 978-3-451-61132-2 
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Liebe Mitglieder, Kolleginnen und Kollegen sowie berufspolitischen
Mitstreiter, wir möchten Sie noch einmal ganz herzlich zu unserer
Jubiläumsveranstaltung einladen. Wir freuen uns auf Sie und einen
gemeinsamen, unvergesslichen Abend. Eine Anmeldung ist unbedingt
erforderlich. Bitte per E-Mail an bvvp@bvvp.de. Ihr bvvp-Vorstand.



»Mich bewegt ihr Bericht sehr. Vielleicht auch deshalb, 
weil Christiane F. ein Teil unserer Jugend ist, ein Teil von uns.« 
Chefredakteur Dominik Wichmann im STERN

»Wer heute ihren knisternden Blick kreuzt, sagt sich: 
Das Leben hat doch gewonnen!«  Le Monde, Paris

JETZT DIE LIMITIERTE AUSGABE SICHERN: WWW.CHRISTIANE-F.COM

Christiane F. Fan-Edition 

Mit privaten Bildern und Zeichnungen 

Mit exklusiven Videobotschaften

NICHT im Buchhandel erhältlich

24,90 Euro

Die reguläre Ausgabe
ab jetzt überall 
im Buchhandel
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AB SEPTEMBER 2014

13. September, 10–16.15 Uhr
QM-Seminar 
Veranstaltung des bvvp Niedersachsen
mit Dr. med. Uwe Bannert. Bitte Anmel-
dung rechtzeitig vornehmen, es stehen
nur 25 Plätze zur Verfügung. Zertifiziert
ÄKN: 9 Punkte
Ort: GHotel, Lathusenstr. 15,
30625 Hannover-Kleefeld

3.–4. Oktober
Kombinieren von
Gruppenpsychotherapie
und Einzelpsychotherapie?
Gemeinsame Fachtagung 
des BAG und der D3G

AUS BL IC K  AU F  
DAS  NÄC HST E  H E F T  

Das letzte Heft des Jahres 2014 wird
sich im Schwerpunkt mit der an-
stehenden Reform der Psycho-
therapieausbildung beschäftigen.
Lesen Sie über die rechtlichen Rah-
menbedingungen und über die ak-
tuelle Beschlusslage des Deutschen
Psychotherapeutentages zu diesem
Thema. Außerdem finden Sie die Ant-
worten verschiedener Akteure aus der
(Berufs-)Politik zu Fragen rund um die
Ausbildungsreform. Weitere Berichte
beschäftigen sich mit dem verbände-
übergreifenden bundesweiten Ak-
tionstag am 25. September 2014 und
mit der Veranstaltung zum 20-jährigen
Jubiläum des bvvp. 

M A R K T P L AT Z

Dipl.-Psychologin/Dipl.-Psychologe
mit Approbation VT gesucht
Wir sind eine Psychotherapeutische
Praxis in Hannover/Langenhagen.
Wir suchen eine Dipl.-Psychologin bzw.
einen Dipl.-Psychologen mit Appro -
bation VT, die/der auf einem halben 
Praxissitz zum nächstmöglichen Zeit-
punkt angestellt werden möchte – eine
spätere Übernahme des halben Praxis-
sitzes aus Pensionsgründen ist möglich.
Wir bieten Supervision sowie eine 
überdurchschnittliche, leistungsgerechte
Vergütung in einer multiprofessionell
orientierten Praxis in sehr angenehmem
Arbeitsklima bei hoher Personaldichte.
Flexible Arbeitszeiten sind möglich. 
Wir freuen uns über eine empathische
Kollegin bzw. einen empathischen 
Kollegen zur Bereicherung unseres 
Praxisteams.
Psychotherapeutische Praxis
Dipl.-Psych. Karin Warwel
Fuhlsbütteler Weg 40
D-30853 Langenhagen
Tel.: 0511 777796 · Fax: 0511 778615
warwel@warwel.de · www.warwel.de

Ihre Kleinanzeige auf dem 
Marktplatz in Projekt Psychotherapie
Bis 200 Zeichen 40 Euro. 
Schicken Sie Ihren Anzeigentext an:
marktplatz@projekt-psychotherapie.de 
oder per Fax an: 030 39 835 188-5
Chiffre-Anzeigen werden derzeit 
nicht angeboten.
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Informationen und Anmeldung unter: 
www.d3g.org 
www.gruppenpsychotherapie-bag.de 
Ort: GLS – Sprachzentrum, 
Kastanienallee 82, Berlin

8. November
Symposium zum 10-jährigen Bestehen
des Ethikvereins e.V.
Informationen zur Anmeldung: 
info@ethikverein.de
Ort: Ärztehaus Bayern, München

12. Dezember, 20–22 Uhr
Praxisbörse „Alt trifft Jung“
bvvp-Landesverband Südbaden vvps e.V.
Anmeldung: vvps@bvvp.de
Ort: Freiburg im Breisgau

Meinung · Wissen · Nachrichten
Das Magazin des Bundesverbandes 
der Vertragspsychotherapeuten e.V.

Projekt
Psychotherapie
04/2014

Stuhldialoge sind eine klassische 
psychotherapeutische Technik, die in 
viele Therapieansätze integriert werden 
kann. Videos sind dazu ein ideales 
Lern- bzw. Lehrmittel!
Experten der Psychotherapie veran-
schaulichen hier die Technik mit

•   verschiedenen Schwierigkeitsgraden,

•   therapeutischen Settings und 

•     im Rahmen unterschiedlicher 
psychotherapeutischer Ansätze.

Mit zuschaltbaren Untertiteln zum 
therapeutischen Vorgehen.

Video-Ausschnitte unter
www.beltz.de

Video-
Learning
Lernen mit Experten

Eva Faßbinder / Gitta Jacob
Stuhldialoge in der Psychotherapie
2014. DVD mit 16-seitigem Booklet,
Laufzeit 279 Min. € 89,– D
ISBN 978-3-621-28189-8

Gitta Jacob/Laura Seebauer
Schematherapie
Fallvideos zu Persönlichkeits-
störungen und Suizidalität
2013. 2 DVDs mit 16-seitigem 
Booklet, Laufzeit 250 Min. 
€ 69,– D
ISBN 978-3-621-28101-0
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Die taz ist seit über 35 Jahren die kritische Stimme in der deutschen Medienlandschaft, zugleich Genossenschaft, Stif-
tung, Projekt, Kaffeeproduzentin, Fairtrade-Shop und Idealistin. Wir berichten, diskutieren  und leben soziale, ökologi-
sche und alternative Lebensweisen. Mit einem Probeabo tun Sie nicht nur was für sich, sondern was für uns alle.

www.taz.de/5 | abo@taz.de | T (0 30) 25 90 25 90

Ein kleiner 
Schritt  
für Sie,
ein kleiner Schritt für  
die Menschheit. 


